
Seite 1 | Wirtschaftspolitik Standpunkte 4/2018 

 

EDITORIAL 
Nach der anfänglichen – manchmal auch etwas 

naiven – Euphorie über die Digitalisierung, die 

inzwischen sowohl die Arbeitswelt als auch das 

Privatleben immer mehr durchdringt, werden die 

Auswirkungen langsam sicht- und spürbar. Immer 

mehr zeigt sich auch, dass die digitale Wirtschaft 

ebenso Regeln braucht wie die analoge. Politischen 

Handlungsbedarf gibt es auf vielen Ebenen. Die ersten 

fünf Beiträge geben einen Einblick in die enorme ökono-

mische und gesellschaftliche Bedeutung der Konzerne der 

Digitalwelt und beschreiben Handlungsnotwendigkeiten für die Politik, um die nega-

tiven Auswirkungen der Macht dieser Monopole oder Oligopole einzudämmen. Die 

Wettbewerbspolitik ist gefordert, der zunehmenden Marktmacht von Google, Ama-

zon & Co Grenzen zu setzen. Ein ebenfalls betroffener Bereich ist das Urheberrecht. 

Auch hier gibt es eine europaweite Debatte, wie dieses geschützt und fair vergütet 

werden kann, ohne gleichzeitig die Informationsvielfalt für alle einzuschränken oder 

diese mit großen Hürden zu versehen. Ein weiteres Thema ist jenes der Besteue-

rung, da die vor vielen Jahrzehnten geschaffenen rechtlichen Rahmenbedingungen 

überhaupt nicht mehr zum aktuellen Wirtschaftsleben passen. Dies führt auch zu 

Wettbewerbsverzerrungen zwischen Unternehmen der „realen“, physischen und je-

nen der digitalen Wirtschaft. Eine Digitalisierung, die alle KonsumentInnen betrifft, 

ist die Umstellung der Stromzähler. Zur sogenannten „Ausrollung“ von Smart Meter 

(der „intelligenten“ Stromzähler) haben viele VerbraucherInnen Fragen, weshalb die 

AK dazu eine Hotline eingerichtet hat. Der folgende Beitrag beleuchtet insbesondere 

Rolle und Stellenwert der Digitalisierung im Arbeitsprozess und im Machtgefüge auf 

betrieblicher Ebene. Einen detaillierten Blick auf die Arbeitsbedingungen und auch 

die Dienstleistungsqualität bei der Paketzustellung wirft eine Analyse der AK-

Steiermark. Den Abschluss bildet diesmal eine Nachlese zu der gut besuchten und 

erfolgreichen AK-Konferenz „Digital Works4People“.  

Eine anregende Lektüre wünschen 

Vera Lacina & Michael Soder 
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durch die für die Plattformen günstige Kosten-

struktur bei steigender Menge die Stückkosten 

stärker sinken als jene der Mittbewerber und 

schließlich Lock-In Effekte durch die zuneh-

mende Integration der Plattformen in den Alltag 

der NutzerInnen, bei denen die Wechselkosten 

rapide steigen.  

Daneben gibt es noch stärker politisch gepräg-

te Eintrittsbarrieren. Dazu zählen zum einen 

intellektuelle Eigentumsrechte und zum anderen 

die – aus unternehmensstrategischer Sicht 

nachvollziehbaren Versuche – über unter-

schiedliche Kanäle Einfluss auf die Debatte zur 

Regulierung von Online-Plattformen zu nehmen. 

Letzteres verweist auch auf das in der Standard

-Ökonomie embryonal entwickelte Verständnis 

über das Zusammenwirken von Wirtschaft und 

Politik. An dieser Schwachstelle setzt ein breit 

rezipiertes aktuelles Papier des Chicagoer Re-

gulierungsökonom Luigi Zingales an, in dem er 

einen Medici Teufelskreis diagnostiziert, wo 

ökonomische und politische Macht einander 

gegenseitig verstärken. 

Vor diesem Hintergrund haben die großen Inter-

net-Plattformen ihre ökonomische Position im 

letzten Jahrzehnt festigen können (siehe Tabel-

le). Gemessen an der Marktkapitalisierung ha-

ben sie mittlerweile sogar den Konzernen der 

„old economy“ den Rang abgelaufen. Sie sind 

umsatzstark, äußerst profitabel und haben hohe 

Cash-Bestände angehäuft. Aus dieser Position 

der Stärke können sie sowohl ihre eigene Ex-

pansion – vermehrt in andere Geschäftsfelder – 

vorantreiben als auch potenzielle Konkurrenz 

aufkaufen. Festzuhalten ist in dem Zusammen-

hang, dass Sie nicht nur hohe Marktanteile in 

INTERNET-PLATTFORMEN  
INFRASTRUKTUREN DES DIGITALEN ZEITALTERS 

Die großen Internet-Plattformen sind zentraler Bestandteil unseres Alltagslebens geworden. Sie können 

in vielerlei Hinsicht mit traditionellen Infrastrukturen, die kritisch für das Funktionieren unserer Wirtschaft 

und Gesellschaft sind, verglichen werden. 

Lange Zeit galten die Unternehmen des Silicon 

Valley als Inbegriff einer neuen Ökonomie. Mit 

ihren „disruptiven“ Geschäftsmodellen haben 

sie den Alltag vieler BürgerInnen, Konsumen-

tInnen und Unternehmen verändert. Bis vor 

kurzem war die Debatte vor allem von den 

Innovationen und den damit einhergehenden 

Vorteilen der Internet-Plattformen bestimmt. In 

letzter Zeit werden allerdings vermehrt die 

Schattenseiten von Google, Amazon, Face-

book & Co. diskutiert. Von Datenmissbrauchs-

vorwürfen und Missbrauch einer marktbeherr-

schenden Stellung, über Steuervermeidungs-

strategien bis zu Diskriminierung und Gefähr-

dung der Demokratie – die Palette an Vorwür-

fen ist groß. Der britische „Economist“ hat die 

Bedenken gegenüber den neuen „Tech-Titans“ 

im Jänner 2018 mit einem Kürzel zusammen-

gefasst: 

(Economist 

2018).  

Zunehmende Macht der Internet-

Plattformen 

Insbesondere die zunehmende ökonomische 

Machtkonzentration, die auch verstärkt von 

der Wettbewerbspolitik adressiert wird, sticht 

als Problembereich heraus. Diese resultiert zu 

einem guten Teil aus dem Zusammenspiel 

unterschiedlicher Mechanismen, die man nicht 

zuletzt von Infrastrukturen kennt (siehe Abbil-

dung). Darunter fallen direkte und indirekte 

Netzwerkeffekte, mit denen das Angebot 

durch eine zunehmende Zahl der NutzerInnen 

attraktiver wird, Skaleneffekte, bei denen 



Seite 3 | Wirtschaftspolitik Standpunkte 4/2018 

 

ihren Kerngeschäftsfeldern aufweisen, son-

dern zunehmend selbst der Markt sind, den 

sie nach ihren eigenen Regeln gestalten. 

Amazon integriert schon lange zahlreiche 

eigenständige Händler zu teils sehr unvorteil-

haften Bedingungen auf der eigenen Han-

delsplattform und auch Googles Videoplatt-

form YouTube hat sich von einer Video-

schnittstelle für Amateure zu einem kommer-

ziellen Werbemarktplatz entwickelt.  

Doch die Problematik geht über diese ökono-

mische Dominanz bzw. die Übervorteilung 

von KundInnen, KonkurrentInnen und Zuliefe-

rern hinaus. Denn die Plattformen greifen mit 

ihren aufeinander abgestimmten Angeboten 

(z.B. Facebook in Verbund mit WhatsApp 

und Instagram) tief in den privaten und ge-

schäftlichen Alltag ein. Sie kreieren eigene 

sozio-technische Ökosysteme und agieren als 

Gatekeeper, die Regeln setzen und kontrollie-

ren. Damit sind sie keine neutralen Vermittler 

(wie etwa eine Telefongesellschaft), sondern 

„handlungsprägende wie meinungsbildende 

Selektionsinstanzen und Kuratoren gesell-

schaftlicher Diskurse – und dies bislang weit-

gehend ohne öffentliche Einflussnahme und 

Kontrolle“ (Dolata 2018). Der Skandal rund um 

Cambridge Analytica hat ein Schlaglicht auf 

die gesellschaftspolitische Sprengkraft hinter 

diesen datengestützten Geschäftsmodellen 

geworfen. 

Regulierungsvorschläge für die Internet-

Plattformen 

Vor diesem Hintergrund stellt sich also nicht 

nur die Frage nach den ökonomischen Auswir-

kungen eines fehlenden bzw. eingeschränkten 

Wettbewerbs, sondern insbesondere nach 

dem Umgang mit der politischen und gesell-

schaftlichen Macht, die diese Akteure entfal-

ten. Zur Problematisierung dieser Thematik 

wurde in den USA in den letzten Jahren das 

intellektuelle Erbe der Reformer der Progressi-

Quelle: Eigene Darstellung 

Zunehmendes Angebot an 

Komplementärgütern 
Steigende Bindung der 

KundInnen an das System 

Neue NutzerInnen 

kommen hinzu 

Zunehmende 

Integration in 

das System 
Erhöhung  

der Wechselkosten 

Stückkosten sinken stärker 

als die der Wettbewerber 

Dominierender Marktanteil 

Sinkende  

Wahrscheinlichkeit 

eines Systemwechsels 

Lock-In-Effekte 

Netzwerkeffekte 

Optionen, Preise 

schneller zu 

senken als die 

Wettbewerber 

Skaleneffekte 

(Erwarteter) 

Wert des 

Netzwerks 

steigt 

Plattformen (z.B. Facebook) greifen mit ihren aufeinander abge-

stimmten Angeboten tief in den Alltag ein, kreieren eigene so-

zio-technische Ökosysteme und agieren als Gatekeeper, die 

Regeln setzten und kontrollieren. Sie sind keine neutralen Ver-

mittler, sondern handlungsprägende & meinungsbildende Se-

lektionsinstanzen und Kuratoren gesellschaftlicher Diskurse – 

und dies bislang weitgehend ohne öffentliche Einflussnahme & 

Kontrolle. 
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ven Ära – allen voran Louis Brandeis und 

John Dewey – wiederentdeckt (Rahman 

2017). Diese Reformbewegung war die Ant-

wort auf den Monopolkapitalismus des 19. 

Jahrhunderts, der im Kontext von technologi-

schem Wandel und Industrialisierung ent-

standen war. Diese erste „Law & Econo-

mics“-Bewegung legte nicht zuletzt den 

Grundstein für das Wettbewerbsrecht. Es 

ging ihr neben der Ermöglichung des Markt-

mechanismus – etwa durch Zerschlagung 

von Kartellen – auch um das Sicherstellen 

von Verantwortlichkeiten und Rechenschafts-

pflichten der neuen mächtigen privaten Ak-

teure gegenüber unterschiedlichen An-

spruchsgruppen sowie der Allgemeinheit 

generell. Denn obwohl die neuen privaten 

Akteure ähnlich wie 

Staaten Zwangsgewal-

ten ausübten, waren 

sie nicht denselben 

Einschränkungen und 

Rechenschaftspflich-

ten wie Staaten unter-

worfen.  

Inspiriert von diesem 

intellektuellen und 

politischen Erbe können Vorschläge zur Re-

gulierung der Online-Plattformen grob den 

Feldern der Wettbewerbsregulierung sowie 

der sektorspezifischen „Public Utility“-

Regulie-rung zugeordnet werden. Letztere 

kann sowohl als Außenregulierung privaten 

Unternehmen Regeln setzten als auch als 

Innenregulierung in Form von direkter Bereit-

stellung durch öffentliche Organisationen 

auftreten. 

Im Bereich des Wettbewerbsrechts werden 

unterschiedliche Ansätze diskutiert. Neben der 

Beschränkung von horizontalen Fusionen in 

den gleichen bzw. ähnlichen Branchen (z.B. 

Facebook‘s Übernahmen von Instragram bzw. 

Whatsapp) wird verstärkt auch ein Verbot von 

vertikalen Fusionen diskutiert. Letzteres soll ein 

Überschwappen der Marktdominanz der Platt-

formen von einem Geschäftsfeld ins nächste 

verhindern. In diesem Sinne stehen auch Fire-

walls, wie sie jahrzehntelang im Bereich der 

Finanzmarktregulierung (Stichwort: Trennban-

ken-System) existierten, zur Diskussion. Dieser 

strukturelle Markteingriff sollte prophylaktisch 

auf die Offenheit von Märkten wirken und an-

lassbezogenes Lobbying z.B. bei Fusionen 

reduzieren. 

Daneben wird über eine Anpassung von Krite-

rien für die Fusionskontrolle, die Bewertung 

der marktbeherrschenden Stellung sowie für 

anderes missbräuchliches Verhalten diskutiert. 

Zusätzlich zu den etablierten Kriterien, wie 

Umsatzanteilen, sollte insbesondere die Nut-

zerInnenzahl als bedeutendes Kriterium bei 

(scheinbar kostenlos) vermittelten Leistungen 

der Plattformen eingeführt werden. Weiters 

könnten die Auswirkungen auf Medienvielfalt 

Im Wettbewerbsrecht wird neben der Beschränkung von horizon-

talen Fusionen in den gleichen bzw. ähnlichen Branchen (z.B. 

Facebook‘s Übernahmen von Instragram bzw. Whatsapp) ver-

stärkt auch ein Verbot von vertikalen Fusionen diskutiert. 

Dadurch soll ein Überschwappen der Marktdominanz der Platt-

formen von einem Geschäftsfeld ins nächste verhindert werden. 
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sowie Datenkonzentration berücksichtigt 

werden. Mit Blick auf die letztgenannten Kri-

terien wird auch verstärkt für eine engere 

Verzahnung des Wettbewerbsrechts mit den 

Agenden des KonsumentInnen- und Daten-

schutzes argumentiert.  

Weiters steht auch die Errichtung einer euro-

päischen Schlichtungsstelle im Raum, die 

sowohl für KonsumentInnen und BürgerInnen 

als auch für Unternehmen, Angestellte und 

andere Betroffene eine Anlaufstelle sein 

könnte. Diese Körperschaft hätte zwar keine 

Sanktionsbefugnis – diese bleibt bei Gerich-

ten und Regulierungsbehörden – könnte aber 

dennoch Empfehlungs- und Ermittlungscha-

rakter aufweisen. Über diesen Kanal könnten 

sowohl das Löschen von widerrechtlichen 

Inhalten, diskriminierenden Praktiken gegen 

NutzerInnen, Datentransparenz als auch die 

Unternehmensbeziehungen untereinander 

geregelt werden. 

Mit dem Verständnis von Internet-Plattformen 

als Infrastrukturen des 21. Jahrhunderts geht 

die Vorstellung einher, sie als öffentliche Ver-

sorgungsunternehmen zu betrachten, sich 

dementsprechend mit ihren inhärenten Mo-

nopoltendenzen abzufinden und die Regulie-

rung im Sinne einer Regelsetzung für private 

Unternehmen durch die öffentliche Hand 

daran anzupassen. Hier wird also versucht, 

den Wettbewerb auszuschalten und Internet-

Plattformen als neues Feld der Daseinsvor-

sorge zu begreifen. Damit wäre unter ande-

rem die Garantie eines universellen Zugangs 

verbunden, wie wir ihn von den traditionellen 

„analogen“ Infrastrukturen kennen. Für Kom-

munikationsnetzwerke würde dies bedeuten, 

sie in Analogie zu Energie- oder Telekommu-

nikationsnetzen zu betrachten. Damit müss-

ten sie entweder Teil des Netzes der öffentli-

chen Hand sein oder ihr Netz anderen Anbie-

tern zur Verfügung stellen (im Sinne von com-

mon carriage). 

In Analogie zur Netzneutralität könnte dies für 

Internet-Plattformen bedeuten, sich den Prinzi-

pien einer „Suchneutralität“ unterzuordnen, wo 

ein diskriminierungsfreier Zugang und die 

Gleichstellung aller NutzerInnen der Plattform 

gewährleistet wird. Äquivalent zu den Verbin-

dungsanforderungen für Telekommunikations-

netzwerke (z.B. Mobilfunknetze und Anbieter) 

könnte für Internet-Plattformen eine Interope-

rabilität durch die Einführung einheitlicher 

Standards gefordert werden.  

Ebenso sind Datenportabilität – wie etwa im 

Rahmen der EU-Datenschutz-Grundver-

ordnung bereits angelegt – und Datenaus-

tausch Thema der Regulierungsdebatte. Bei-

spielsweise könnten die marktführenden Un-

ternehmen demnach verpflichtet werden, ihre 

Daten für Start-Ups zugänglich zu machen, um 

den Wettbewerb zu stimulieren. Weiters ist der 

Umgang mit persönlichen Daten in Analogie 

zum Postgesetz und Briefgeheimnis zu regulie-

ren, der sowohl dem kommerziellen Miss-

brauch als auch jenem durch Geheimdienste 

oder autoritäre Regime vorbeugen soll. 

Nicht zuletzt wird auch die direkte Bereitstel-

lung durch öffentliche Akteure oder andere 

kollektive Formen, wie etwa Genossenschaf-

ten, diskutiert. Durch diese „public option“ 

erhoffen sich viele nicht zuletzt eine disziplinie-

rende Wirkung privater AkteurInnen. Manche 

erachten die Errichtung staatlicher Plattformen 

als Konkurrenten zu den großen Internet-

Plattformen als utopisch bzw. auch als zwei-

schneidiges Schwert angesichts der Zunahme 

von autoritärer Staatlichkeit weltweit. Der 

Überwachungsstaat, der zurzeit in China mit-

hilfe modernster Technologie im Entstehen ist, 

ist vielen ein warnendes Beispiel dafür. Unter 

dem Titel „Plattform Cooperativism“ werden 

selbstverwaltete Alternativ-Modelle ins Treffen 

Verstärkt wird nun auch für eine engere 

Verzahnung des Wettbewerbsrechts mit 

den Agenden des KonsumentInnen- 

und Datenschutzes argumentiert. 

Begreift man Internet-Plattformen als 

neues Feld der Daseinsvorsorge, wäre 

damit u.a. die Garantie eines universel-

len Zugangs verbunden, wie wir ihn von 

den traditionellen „analogen“ Infra-

strukturen kennen. 



Seite 6 | Wirtschaftspolitik Standpunkte 4/2018 

 

geführt. Diese sind häufig 

als Gegenmodell zu den 

kapitalmarkt-finanzierten 

und -getriebenen Varian-

te, wie Uber, Airbnb oder 

Taskrabbit, entstanden.  

Die Regulierungsdebatte 

hat im letzten Jahr an 

Fahrt aufgenommen. 

Manches ist dabei noch 

sehr allgemein, in anderen Bereichen wird 

schon konkret mit neuen Regulierungen ex-

perimentiert. Die Erfahrungen der ersten 

„Law & Economics“-Bewegung zeigen, dass 

es gelingen kann, mächtige Akteure im ge-

samtgesellschaftlichen Interesse zu regulie-

ren und sie demokratischen „checks & balan-

ces“ zu unterwerfen. Dieses Erbe für die euro-

päische Debatte fruchtbar zu machen, impli-

ziert auch, dass man sich von den verengten 

Perspektiven, der aktuellen Wettbewerbspolitik 

verabschiedet, und im besten Sinne des Wor-

tes pragmatisch an die Problemlagen heran-

geht. 

Quellen: 

Bloomberg (2017) These Are the Biggest Overseas Cash Hoards Congress Wants to Tax. Bloomberg; https://www.bloomberg.com/

graphics/2017-overseas-profits-tax/  

Clement, R., Schreiber, D. (2016) Internet-Ökonomie. Grundlagen und Fallbeispiele der vernetzten Wirtschaft, Springer Verlag. 

Dolata, U. (2018) Big Four: Digitale Allmacht? Blätter für deutsche und internationale Politik 5/2018.  

Economist (2018) Taming the titans. The Economist, Ausgabe 18.01.2018. 

ORBIS (2018), Unternehmensdatenbank, https://orbis.bvdinfo.com/  

Rahman, K. S. (2017) Democracy against domination. Oxford University Press. 

Es kann gelingen, mächtige Akteure im gesamtgesellschaftli-

chen Interesse zu regulieren und sie demokratischen „checks 

& balances“ zu unterwerfen. Notwendig wäre jedenfalls, sich 

von den verengten Perspektiven der aktuellen Wettbewerbs-

politik zu verabschieden und pragmatisch an die Problemla-

gen heranzugehen. 

Die Studie beleuchtet anhand einer umfassenden, strukturierten Literatursuche die Auswirkungen 

der zunehmenden Macht von Internet-Plattformen, wie etwa Google oder facebook, die vermehrt 

als zentrale Infrastrukturen des digitalen Zeitalters gesehen werden.  Systematisch werden von der 

Autorin und vom Autor bisherige Vorschläge zur Regulierung dargestellt, wobei der Fokus auf  

wissenschaftlichen Beiträgen und Entwicklungstendenzen in den USA und der EU liegt.  

AutorInnen: Univ.-Ass. BSc DIin Astrid Krisch, Univ.-Ass. Mag. Dr. Leonhard Plank  

(beide Technische Universität Wien, Fachbereich Finanzwissenschaft und Infrastrukturpolitik 

(IFIP))  

Wien, 2018; 80 Seiten 

ISBN: 978-3-7063-0758-1  

Die Studie als Download unter:   

wien.arbeiterkammer.at/internet-plattformen 

wien.arbeiterkammer.at/internet-plattformen
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GOOGLE, FACEBOOK, AMAZON & CO  
ZAHLEN, DIE BEEINDRUCKEN  

In den letzten 15 Jahren hat sich der Anteil der InternetnutzerInnen in Österreich mehr als verdoppelt. 

Mittlerweile nutzen über 7 Millionen ÖsterreicherInnen das Internet und rund 88% der Haushalte verfü-

gen über einen Internetzugang und Breitbandverbindung. Weltweit nutzen mehr als 4 Mrd. Menschen 

das Internet, ob als Suchmaschine, zum Einkaufen oder für soziale Kontakte. 

Es wundert daher nicht, dass die Internetriesen mit beeindruckenden Kennzahlen aufwarten. Nachfol-

gend eine Zusammenstellung von Fakten, die die Marktmacht, Finanzmacht und soziale Macht der gro-

ßen Konzerne widerspiegeln. 

Beliebteste Websites 2018 in Ö:  

Google: 97,2%;  

YouTube  & Facebook: je 85%;  

Platz 8: ORF-Network: 58,5%. 

Marktanteil von Facebook:  

rund 70%.   

2008 noch Verluste, 2018: 16 

Mrd. US-Dollar Jahresge-

winn. 

Google Play 

Store rd. 2,53 

Mio. Apps 

(Nov. 2018).  

Amazon, weltweit größter Online-

Händler, verfünffachte  den Gesam-

tumsatz in den letzten 7 Jahren auf 

178 Mrd. US-Dollar 2017. Das Sorti-

ment umfasst rd. 466 Mio. Artikel. 

Im Schnitt werden 400 Artikel pro 

Sekunde versendet. 

Internet-Konzerne sind wertvollste 

Unternehmen (die ersten 6 Plätze):  

3,5 Billionen US-Dollar (rd. das 10-

Fache des österr. BIP). 

Online-Werbung mit einem 

weltweiten Umsatz von 204 

Mrd. US-Dollar hat 2017 erst-

mals die TV-Werbung über-

holt. Den Online-Werbekuchen 

teilen sich vor allem Google & 

Facebook mit einem Anteil von 

rd. 70%. 

90% der weltweiten 

Datenmenge haben 

sich in den letzten 2 

Jahren angehäuft. 2025 

soll es 163 Zettabyte 

betragen. (1 Zettabyte 

ist 1 Mrd. Terabytes, 

also ein Einser mit 21 

Nullen).  

Ende 2017 nutzten 

 rd. 2,1 Milliarden Menschen 

Facebook, 

 rd. 1,5 Milliarden WhatsApp &  

 rd. 800 Millionen Instagram.  

Online-Shopping: 2003 

nur 10,9% österr. Onli-

ne-KäuferInnen, 2018 

rd. 60,3%!  

43% aller Online-

Verkäufe werden über 

Amazon getätigt.  

Marktanteile bei   

Suchmaschinen in Ö 2017:  

Google 94%,  Bing 3,7%, 

Yahoo 1,4%.  

Anzahl der Suchan-

fragen bei Google 

2016 weltweit: rd. 

3,29 Billionen. Rd. 

3,45 Mrd. Suchan-

fragen pro Tag . 

Marktwert von mehr als  1 Billion 

US-Dollar: Apple & Amazon waren 

die ersten (2018). 

Markenwert:  

Teuerste Marke der Welt: Apple mit rd. 215 Mrd. USD.  

Vergleich: Coca-Cola: 66,3 Mrd. USD; Mercedes: 48,6 

Mrd. USD. 

Unternehmens -

gewinne:  

Apple: weltweit größ-

ter mit 49 Mrd. US-

Dollar im Jahr 2017 

(2005: 1,5 Mrd. US-

Dollar).  

Quellen: 

IDC (International Data Corporation), Facebook, Korcker’s Look @ IT, Magazin „Chip“, statista.com. 
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schiedener – teils zuvor getrennter – Quellen 

kommt es zu einer zunehmenden Informations-

asymmetrie zwischen den privaten NutzerInnen 

eines Internet-Angebots und den Anbietern. 

Viele KonsumentInnen sind über die Nutzung 

der Daten nicht ausreichend informiert und sich 

beispielsweise der Möglichkeit zur Preisdiffe-

renzierung im Internet anhand beobachteter 

Charakteristika nicht bewusst (z.B. Individuali-

sierung von Versicherungstarifen aufgrund bes-

serer Verfügbarkeit von Daten, höhere Preise 

für NutzerInnen hochwertiger Hardware – z.B. 

Apple).  

Die Preissetzung erfolgt zunehmend über Algo-

rithmen. Preisalgorithmen können aber die Ko-

ordinierung von Preisen automatisieren und 

beschleunigen, sodass der über Algorithmen 

festgesetzte Preis einem kartellierten Preis 

gleichkommt. 

Das Nutzbarmachen von personenbezogenen 

Daten ist der digitalen Wirtschaft und insbeson-

dere den marktmächtigen Internetkonzernen 

immanent. Darüber hinaus verbinden die Inter-

netkonzerne noch weitere Gemeinsamkeiten: 

WETTBEWERBSPOLITIK IN DER DIGITALEN WIRTSCHAFT   
NEUE HERAUSFORDERUNGEN DURCH GOOGLE, FACEBOOK, 

AMAZON & CO  

Wenngleich Internetkonzerne ganz unterschiedliche Geschäftsmodelle verfolgen, so verbinden sie doch 

viele gemeinsame Charakteristika. Eine zentrale Rolle kommt hierbei dem Sammeln, Verknüpfen und 

der Nutzung personenbezogener Daten zu. Die Wettbewerbspolitik ist gefordert, der zunehmenden 

Marktmacht von Google, Facebook, Amazon & Co Grenzen zu setzen. Nachfolgender Beitrag zeigt die 

Gemeinsamkeiten der Internet-Giganten auf und stellt wettbewerbliche Ansätze zur Eingrenzung der 

Marktmacht zur Diskussion. 

Charakteristika der Internetkonzerne 

Das herausragende Merkmal digitaler Märkte 

bzw. digitaler Geschäftsmodelle stellt die hohe 

Bedeutung von personenbezogenen Daten 

dar. Mit der Nutzung der Angebote ist regel-

mäßig die Preis- und Weitergabe von Informa-

tionen verbunden. Datenmengen von unbe-

kannter Größe werden erfasst, gespeichert, 

kombiniert sowie analysiert und bieten den 

Unternehmen vielfältige Möglichkeiten zur wirt-

schaftlichen Verwertung. Daten sind in der 

digitalen Ökonomie einer der zentralen Wirt-

schaftsfaktoren, sozusagen der „Rohstoff“ für 

das Funktionieren des Geschäftsmodells.  

Die Verwendung der Daten erlaubt die Bereit-

stellung einer qualitativ hochwertigen Dienst-

leistung für die „nichtzahlenden“ NutzerInnen. 

So hängt etwa die Qualität von Suchergebnis-

sen stark von der Berücksichtigung verfügba-

rer NutzerInnendaten ab. Die Attraktivität sozi-

aler Netzwerke steigt nicht nur durch die An-

zahl der NutzerInnen, sondern auch mit der 

Menge der Informationen, die über andere 

NutzerInnen zur Verfügung stehen (z.B.: Face-

book, Xing). Die Auswertung persönlicher Be-

nutzerInnen-Profile ermöglicht kundenspezifi-

sche Werbung, wofür Werbekunden wiederum 

mehr bezahlen. Und je mehr AnwenderInnen 

sich auf der Plattform befinden, desto interes-

santer wird es auch für Unternehmen, Wer-

bung zu platzieren.  

Viele Vorteile, die allerdings einen hohen Preis 

haben. Durch das Verknüpfen von Daten ver-

Die Wettbewerbspolitik ist gefordert, der 

zunehmenden Marktmacht von Google, 

Amazon & Co Grenzen zu setzen. 
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 Das Grundmodell basiert auf so genann-

ten „zweiseitigen Märkten“, bei denen die 

Plattform als Vermittler (Intermediär) ver-

schiedene NutzerInnengruppen (Käufe-

rInnen und VerkäuferInnen oder NutzerIn-

nen und Werbetreibende) zusammenführt 

und den AnwenderInnen vielfältige Mög-

lichkeiten der Suche, Information, Kom-

munikation oder Durchführung von Trans-

aktionen bietet.  

 Internetkonzerne konkurrieren als Inter-

mediäre um beide KundInnengruppen – 

keine Marktseite existiert ohne die ande-

re. So können KundInnen (hier z.B Werbe-

treibende) erst hinzugewonnen werden, 

wenn auch die andere Marktseite 

(NutzerInnen des sozialen Netzwerkes) 

ausreichend entwickelt ist. Dies hat zur 

Folge, dass Preis- und Investitionsstrate-

gien nicht nur eine Marktseite berücksich-

tigten. In der Praxis werden Dienstleistun-

gen für KonsumentInnen oftmals 

„unentgeltlich“ angeboten wie z.B. bei 

Suchmaschinen, Vergleichsportalen oder 

Handelsportalen, während es aufgrund 

von Netzwerkeffekten zu einer gewissen 

Preissetzungsmacht gegenüber der ande-

ren Marktseite kommt (z.B. Werbetreiben-

de, Verkäufer). 

 Direkte und indirekte Netzwerkeffekte 

fördern das Wachstum: Während z.B. bei 

einem Auto die Attraktivität eher sinkt, 

wenn „jede/r“ das gleiche Modell fährt, 

gewinnen Plattformen mit zunehmender 

Größe an Attraktivität. Von direkten Netz-

werkeffekten spricht man, wenn die At-

traktivität mit der Anzahl der NutzerInnen 

steigt (z.B. Facebook, WhatsApp, Linke-

dIn). Ist das Nachfrageverhalten einer 

KundInnengruppe abhängig von der Grö-

ße der anderen Gruppe, so handelt es 

sich um indirekte Netzwerkeffekte (z.B. 

Attraktivität einer Plattform steigt für Wer-

betreibende mit der Anzahl der NutzerIn-

nen; einer großen Käufergruppe steht eine 

große Verkäufergruppe gegenüber z.B. 

eBay). 

 Starke Skaleneffekte und Lock-Ins er-

schweren Markteintritte: Während der 

Aufbau der Plattform und die Marktdurch-

setzung hohe Anfangsinvestitionen (z.B. 

einer Suchmaschine, eines Betriebssys-

tems, eines sozialen Netzwerkes) und lau-

fende Mittel (Fixkosten) erfordern, gehen 

die Grenzkosten bei digitalen Produkten 

hingegen praktisch gegen Null (Kosten ei-

ner zusätzlichen Suchanfrage, eines/r zu-

sätzlichen Nutzers/in eines sozialen Netz-

werkes etc.). Mit anderen Worten: Für etab-

lierte Anbieter gibt es praktisch keine Gren-

zen, zusätzliche NutzerInnen zu bedienen. 

Darüber hinaus arbeiten die Plattformen 

daran, durch verschiedene Maßnahmen 

NutzerInnen an sich zu binden und hohe 

Wechselkosten oder sonstige Wechselbar-

rieren aufzubauen. Diese Lock-In-Effekte 

sind zwar auch in der Realwirtschaft ver-

breitet (z.B. Vielfliegerprogramme der Airli-

nes), bei Facebook, Google und anderen 

großen Internetkonzernen wirken Lock-Ins 

aufgrund der aufgezeigten Charakteristika 

aber noch viel stärker. Die genannten Fak-

toren beschleunigen den Konzentrations-

prozess bis hin zu einer Monopolbildung, 

was sich auch in den Marktanteilen großer 

Internetkonzerne widerspiegelt. So verfügt 

Google auf dem Suchmaschinenmarkt über 

einen Marktanteil von 90% bzw. hat das 

Google Betriebssystem Android einen 

Marktanteil von 80%, der Marktanteil von 

Facebook liegt ebenfalls bei 80% und 

Amazon dominiert mit rund 50% Marktan-

teil den Online-Handel (Eigenhandel und 

„Marketplace“). Man spricht auch von 

„Winner-takes it-all“-Märkten. Die hohen 

Marktanteile sind aber nicht nur Ausdruck 

des wettbewerblichen Erfolges, sondern 

auch Ergebnis einer Vielzahl von Akquisitio-

nen – so soll beispielsweise Google bis 

April 2015 mehr als 180 Unternehmen er-

worben haben. 

 Marktbeherrschende Stellung wird auf an-

dere Geschäftsfelder übertragen: Google 

betreibt nicht nur die mit Abstand wichtigs-

te Suchmaschine, sondern mit „YouTube“ 

auch die größte Video-Plattform, mit 

„Chrome“ einen weit verbreiteten Internet-

browser oder mit „Gmail“ einen der größten 

E-Mail-Dienste. Darüber hinaus ist Google 

Anbieter des Betriebssystems „Android“; 

Amazon ist Marktführer im Internet-Handel, 

Daten sind der Rohstoff der digitalen 

Ökonomie. 
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gleichzeitig können über „Amazon Mar-

ketplace“ andere Unternehmen ihre Pro-

dukte verkaufen; Amazon bietet zudem 

„Cloud-Dienste“ sowie Video-Streaming 

an und forscht im Bereich „autonomes 

Fahren“. Facebook kaufte „WhatsApp“, 

und Instagram ist ebenfalls eine Tochter 

von Facebook. Bemerkenswert ist hierbei, 

dass sich die Marktpositionen auf unter-

schiedlichen Märkten gegenseitig verstär-

ken (Verbundeffekte zwischen Such-, E-

Mail-, Video- und Einkaufsangeboten so-

wie Browsern und Mobiltelefonbetriebs-

systemen; zwischen sozialen Netzwerken 

und Messenger-Diensten. 

Neue Wege in der Wettbewerbspolitik 

gehen 

Berücksichtigung von Daten-

konzentration in der  

Zusammenschlusskontrolle 

Aufgrund der Wichtigkeit des Faktors Daten 

kann das strategische Interesse an einem 

Zusammenschluss auch in einem verbesser-

ten Zugang zu Daten bzw. einer Verknüpfung 

von verwandten Daten liegen.  

„Datenmacht“ ist – wie die Kommission in 

ihrer Freigabeentscheidung Facebook/

WhatsApp anmerkt – kartellrechtlich nur rele-

vant, wenn und soweit sie geeignet ist, den 

Wettbewerb zu beschränken. Mit anderen 

Worten: Die Konzentration von Daten wäre 

demnach nicht zwingend ein Wettbewerbs-

problem und die Verfolgung allein daten-

schutzspezifischer Bedenken sei nicht den 

Wettbewerbsbehörden zugewiesen. Die Be-

denken von DatenschützerInnen, dass es hier 

zu einer Datenkonzentration mit negativen 

Folgen für die NutzerInnen kommt, wurden 

von der Kommission zurückgewiesen. Für die 

Kommission reichten unverbindliche Zusagen 

von Facebook, wonach ein automatischer 

Datenabgleich zwischen den Benutzerkonten 

beider Dienste nicht möglich sei, aus. 

Die Kommission wurde aber bald eines Bes-

seren belehrt: Kurz nach dem genehmigten 

Zusammenschluss wurden die Geschäftsbe-

dingungen für WhatsApp geändert und Nut-

zerInnendaten an Facebook übermittelt. 

Durch ein Abgleichen der Nutzerprofile soll-

ten neue Möglichkeiten von kundInnenspezi-

fischer Werbung genützt und so die Werbe-

einnahmen erhöht werden. Dies widersprach 

aber eindeutig den Angaben bei der Zusam-

menschlussanmeldung und wurde mit einer 

Geldbuße sanktioniert, die allerdings ange-

sichts der erzielten Vorteile kaum schmerzt.  

Facebook/WhatsApp ist ein gutes Beispiel für 

die wechselseitige Wirkung von Marktmacht 

und Datenmacht. Durch immer mehr NutzerIn-

nen gewinnen große Internetkonzerne immer 

mehr Wissen über ihre NutzerInnen. Neue Ge-

schäftsfelder oder Übernahmen vergrößern 

den NutzerInnenkreis und zugleich auch die 

Datenmacht, die wiederum in eine Stärkung 

der Marktstellung mündet.  

Aus wettbewerblicher Sicht stellt Datenkon-

zentration in der digitalen Wirtschaft daher eine 

wesentliche, nicht preisliche Wettbewerbs-

komponente dar. Datenkonzentration ist aber 

auch im gesellschaftlichen Kontext zu bewer-

ten. Denn durch die zentralisierte und automa-

tisierte Erhebung, Verfügbarkeit und Nutzung 

von Daten entstehen Machtpositionen, die 

Staat, Bürger und Gesellschaft vor neue Her-

ausforderungen stellen. Diese Macht geht teil-

weise bereits weit über eine wirtschaftliche 

Macht hinaus, wie der Fall Chambridge Analy-

tica zeigte (missbräuchliche Auswertung per-

sönlicher Daten zum Zwecke der politischen 

Einflussnahme).  

Die Sicherung des Datenschutzes ist wie die 

Sicherung der Medienvielfalt für das Funktio-

nieren einer offenen demokratischen Gesell-

schaftsordnung von eminenter Bedeutung.   

Während der Gesetzgeber in Bezug auf den 

Erhalt der Medienvielfalt den Kartellbehörden 

eine demokratiepolitisch wichtige Aufgabe 

zugewiesen hat, fehlt eine solche in Bezug auf 

den Datenschutz. So können Medienzusam-

menschlüsse auch ohne nachteilige Auswir-

kungen auf die Wettbewerbsstruktur eines 

konkreten Marktes untersagt werden, wenn zu 

erwarten ist, dass durch den Zusammen-

schluss die Medienvielfalt beeinträchtigt wird 

(§ 13 Abs. 1 KartG). Auch Deutschland hat eine 

ähnliche Regelung. Aus diesem Grund darf ein 

Zusammenschluss auch national auf Medien-

vielfalt geprüft werden, selbst wenn dieser 

wettbewerbsrechtlich von der EU-Kommission 

geprüft wird (doppelte Prüfung). 

Überlegenswert wäre es daher, im Rahmen der 

Fusionskontrolle ein zusätzliches Element ein-

zuführen, um den Kartellbehörden in Bezug auf 

Datenschutz und Privatsphäre auch eine de-
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mokratiepolitische Verantwortung zuzuwei-

sen. Nach Umsetzung der Datenschutz-

Grundverordnung und damit europaweiter 

Angleichung von Datenschutzstandards 

könnte im Rahmen der Fusionskontrolle eine 

der „Medienvielfalt“ analoge Regelung in 

Bezug auf den Datenschutz bzw. auf die Da-

tenkonzentration eingeführt werden.   

Die Berücksichtigung von Transaktionswer-

ten als Aufgreifkriterium im Rahmen der Fusi-

onskontrolle wurde bereits in Österreich und 

Deutschland eingeführt, um Internetunterneh-

men frühzeitig einer Zusammenschlusskon-

trolle zu unterziehen. Bei der Prüfung von 

digitalen Zusammenschlüssen muss den 

Datenschutzbehörden zumindest die Mög-

lichkeit der Stellungnahme eingeräumt wer-

den. Denn gerade im Zusammenhang mit 

datengetriebenen Geschäftsmodellen muss 

das Verhältnis des Kartellrechts zum Daten-

schutz neu bewertet werden. 

Marktmacht und Missbrauch neu  

bewerten 

Um missbräuchliches Verhalten sanktionieren 

zu können, bedarf es im Kartellrecht des Vor-

liegens einer marktbeherrschenden Stellung. 

Während in der öffentlichen Diskussion die 

Marktmacht der Internetkonzerne außer 

Zweifel steht, ist diese im Sinne des Wettbe-

werbsrechts nicht so einfach festzustellen. 

Wichtige Voraussetzung für die Ermittlung 

von Marktanteilen ist zunächst eine ordentli-

che Marktabgrenzung. Nach dem traditionel-

len Bedarfsmarktkonzept erfolgt dies anhand 

der zumutbaren wirtschaftlichen Alternativen. 

Wie schwierig das ist, soll kurz anhand nach-

folgender Beispiele dargestellt werden: 

Bereits im Bereich der Suche im Internet ist 

eine Marktabgrenzung schwierig: Neben 

Google, Bing oder Yahoo bietet eine Reihe 

anderer Plattformen auch Suchfunktionen an 

(Reiseportale, Immobilienportale, Online-

Händler (Amazon), Zeitungen, etc). Betrachtet 

man den Werbemarkt, stellen sich ähnliche 

Fragen. Bei weiter Definition des Werbemark-

tes konkurriert Google mit vielen anderen Me-

dien (Fernsehen, Zeitungen), selbst bei einer 

engeren Marktabgrenzung gibt es eine Reihe 

von Alternativen (Facebook, Twitter, andere 

Suchmaschinen bieten ebenfalls Werbefläche 

an…). Ähnliches gilt im Online-Handel. 

Eine wettbewerbliche Beurteilung betreffend 

Marktmacht in der digitalen Ökonomie muss 

stärker die bei Plattformen bestehenden Inter-

dependenzen zwischen den unterschiedlichen 

Marktseiten berücksichtigen (direkte und indi-

rekte Netzwerkeffekte, Lock-Ins und Skalenef-

fekte), wobei der Zugriff auf NutzerInnendaten 

und die damit verbundenen Möglichkeiten von 

individuellen Angeboten (Werbung, Produkte 

etc) zu berücksichtigen ist.  

Hinsichtlich des Missbrauchs einer marktbe-

herrschenden Stellung durch Datenmissbrauch 

ist der Ausgang des derzeit vom deutschen 

Bundeskartellamt geführten Verfahrens gegen 

Facebook von großem Interesse. Der Vorwurf 

des Bundeskartellamtes lautet, dass Facebook 

missbräuchlich handelt, indem das Unterneh-

men die Nutzung des sozialen Netzwerks da-

von abhängig macht, unbegrenzt jegliche Art 

von NutzerInnendaten aus Drittquellen sam-

meln und mit dem Facebook-Konto zusam-

menführen zu dürfen. Zu diesen Drittseiten 

gehören konzerneigene Dienste, wie 

WhatsApp oder Instagram. Es gehören aber 

auch Webseiten und Apps anderer Betreiber 

dazu, auf die Facebook über Schnittstellen 

zugreifen kann.
1
 

Sollten die geltenden Tatbestände im Miss-

brauchsrecht nicht ausreichen, um Datenmiss-

brauch entsprechend zu sanktionieren, wäre 

auch hier zu überlegen, die Tatbestände in 

Bezug auf den Missbrauch einer marktbeherr-

schenden Stellung um jenen der missbräuchli-

chen Verwendung und Weitergabe personen-

bezogener Daten auszuweiten. 

Als mögliche Sanktionen bei Missbrauch lässt 

das Kartellrecht ein breites Spektrum verhal-

tensorientierter und struktureller Maßnahmen 

bis hin zu einer eigentumsrechtlichen Trennung 

von Aktivitäten zu.  

Aufgrund der langen Untersuchungszeiten der 

Wettbewerbsbehörden (die EU-Kommission 

benötigte für die Google Shopping-Entschei-

1. https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2017/19_12_2017_Facebook.html. 

Im Rahmen der Fusionskontrolle sollte 

eine Regelung in Bezug auf den Daten-

schutz bzw. die Datenkonzentration in 

Analogie zur Regelung der „Medien-

vielfalt“ eingeführt werden.  

https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2017/19_12_2017_Facebook.html
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dung über 6 Jahre), muss auch überlegt wer-

den, die Marktmacht bei schnell wachsenden 

Industrien viel früher anzunehmen als derzeit 

in der Rechtsprechung festgehalten.  

Fazit 

Transparenz, Datensouveränität (Recht auf 

Vergessenwerden) und Datenportabilität sind 

wichtige Regeln, die Rechte der NutzerInnen 

bezüglich ihrer Daten zu stärken. Es braucht 

darüber hinaus einen Diskurs über die gesell-

schaftspolitische Verantwortung im Bereich 

des Datenschutzes bzw. der Datenkonzentrati-

on in Zusammenhang mit der digitalen Wirt-

schaft. Das Wettbewerbsrecht kann bei ent-

sprechender Ausgestaltung hier ebenfalls ei-

nen Beitrag zur Lösung dieser Problematik 

leisten. 

Verwendete Literatur: 

Thorsten Körber: Analoges Kartellrecht für digitale Märkte in WuW vom 06.12.2015, Heft 2, Seite 120-133 

Lisa Hampelmann, Justus Haucap: Kartellrecht und Wettbewerbspolitik für Online-Plattformen; Ordnungspolitische Perspektiven Nr. 78, Düssel-

dorfer Institut für Wettbewerbsökonomie, 2015 

Sondergutachten der dt. Monopolkommission: Wettbewerbspolitik: Herausforderung digitale Märkte (Kurzfassung) 

Hauptgutachten XX (2012/13) dt. Monopolkommission: Aktuelle Probleme der Wettbewerbspolitik – Google, Facebook & Co – eine Herausforde-

rung für die Wettbewerbspolitik 

Bundeskartellamt: Digitale Ökonomie – Internetplattformen zwischen Wettbewerbsrecht, Privatsphäre und Verbraucherschutz; Arbeitsreis Kartell-

recht – Hintergrundpapier, Okt. 2015 

Orla Lynskey (London School of Economics): Considering Data Protection in Merger Control Proceedings (Presentation at OECD).  
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Google-Android
2
 

Mit Pressemitteilung vom 18.07.2018 verlaut-

barte die EU-Kommission, dass gegen Google 

wegen des Missbrauchs einer marktbeherr-

schenden Stellung ein Bußgeld in Höhe von  

€ 4,34 Mrd. verhängt wurde.  

Google wurden drei wettbewerbswidrige Ge-

schäftspraktiken vorgeworfen:  

So wurde von allen Geräteherstellern für eine 

Lizenzierung des App-Stores von Google („Play 

Store“) verlangt, ebenso die App „Google-

Suche“ und die Google-eigene Browser-App 

„Chrome“ auf ihren Geräten vorzuinstallieren. 

Google leistete auch Zahlungen an bestimmte 

große Hersteller und Mobilfunknetzbetreiber, 

wenn diese ausschließlich die App „Google-

Suche“ auf ihren Geräten vorinstallierten. 

Weiters wurden Hersteller, die Apps von Google 

auf ihren Geräten vorinstallieren wollten, daran 

gehindert, Smartphones (intelligente Mobilgerä-

te) auf den Markt zu bringen, die über eine al-

ternative, von Google nicht genehmigte Android

-Version – einen sogenannten „Android-Fork“ – 

betrieben werden.  

Im Jahr 2005 hat Google den ursprünglichen 

Hersteller des Android-Betriebssystems für 

Mobilgeräte übernommen und ist seitdem in 

GOOGLE, AMAZON, FACEBOOK , APPLE & ANDERE … 
DIE WÄCHTER SCHLAFEN  NICHT 

Durch das rasante Wachstum der großen Internet-Plattformen, die einerseits Monopolisierungstenden-

zen aufweisen („the winner takes it all“) und andererseits durch ihre Dominanz sowohl in wettbewerbli-

cher als auch in sozialer und politischer Hinsicht Macht erlangen, treten auch neue Problembereiche zuta-

ge. Hier sind die Wettbewerbsbehörden gefordert, entsprechende Maßnahmen zu treffen, um faire Rah-

menbedingungen für andere Mitbewerber, Lieferanten, ArbeitnehmerInnen und KonsumentInnen zu 

erreichen bzw. sicherzustellen. 

Die EU-Kommission hat bereits bedeutende 

Verfahren abgeschlossen, und auch beträchtli-

che Geldbußen verhängt. So wurde im Fall 

Google-Android, das bisher höchste Bußgeld 

gegen ein einzelnes Unternehmen ausgespro-

chen.  

Google – „Google Shopping“
1
 

Im Sommer 2017 verhängte die EU-

Kommission eine Geldbuße in Höhe von € 2,42 

Mrd. gegen Google wegen des Missbrauchs 

seiner marktbeherrschenden Stellung als 

Suchmaschine. Das Unternehmen platzierte 

seinen eigenen Preisvergleichsdienst „Google 

Shopping“ an bester Stelle und benachteiligte 

konkurrierende Preisvergleichsdienste in den 

Suchergebnissen.  

Google verfügt auf den Märkten für allgemeine 

Internetsuche mit einem Marktanteil von mehr 

als 90% in den meisten Ländern des Europäi-

schen Wirtschaftsraums über eine marktbe-

herrschende Stellung. 

Den Missbrauch sah die EU-Kommission da-

rin, dass Konkurrenten auf den Preisver-

gleichsmärkten durch diese Vorgehensweise 

behindert wurden.   

1. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1784_de.htm. 

2. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4581_de.htm. 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-1784_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4581_de.htm
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der Weiterentwicklung von Android tätig. 

Sowohl in Europa als auch im Rest der Welt 

sind heute rund 80% der Smartphones mit 

Android ausgestattet. 

Die Kommission kommt in ihrem Beschluss 

zu dem Ergebnis, dass Google auf den Märk-

ten für allgemeine Internet-Suchdienste, für 

lizenzpflichtige Betriebssysteme für intelli-

gente Mobilgeräte sowie für den Android-

App-Store eine beherrschende Stellung ein-

nimmt.  

So verfügt Google in den meisten EWR-

Staaten über einen Anteil von über 90% im 

Markt für allgemeine Internet-Suchdienste. 

Über Android nimmt Google auf den Welt-

märkten (mit Ausnahme des chinesischen 

Marktes) für lizenzpflichtige Betriebssysteme 

für Smartphones mit einem Marktanteil von 

über 95% eine beherrschende Stellung ein. 

Darüber hinaus hat Google auf den Welt-

märkten (mit Ausnahme des chinesischen 

Marktes) für Android-App-Stores eine beherr-

schende Stellung inne. Über 90% der Apps, 

die auf Android-Geräte im EWR heruntergela-

den werden, stammen aus dem Android-App

-Store von Google, dem „Play Store“. 

Den Missbrauch einer marktbeherrschenden 

Stellung sah die EU-Kommission insbeson-

dere in der wettbewerbswidrigen Kopplung 

von Google-Diensten. Die Bedingung den 

Google–„Play Store“ nur zu lizensieren, wenn 

auch die Dienste „Google-Suche“ und 

„Chrome“ vom Gerätehersteller vorinstalliert 

werden, ist nach Ansicht der EU-Kommission 

marktmachtmissbräuchlich  

Auch die Zahlungen für die exklusive Vorin-

stallation an bestimmte Hersteller und Netz-

betreiber wertete die EU-Kommission als 

unzulässige Exklusivvereinbarung, das Ver-

bot der Installation von Android-Forks wurde 

als Behinderungsmissbrauch gewertet. 

Apple‘s – „Steueroptimierungs“-

Programm in Irland  

Im August 2016 beurteilte die Europäische 

Kommission
3
 die Steuerbegünstigungen, die 

Apple in Irland gewährt wurden als einen 

Verstoß gegen das EU-Beihilfenrecht. Das 

Ausmaß dieser Steuererleichterungen wurde 

mit € 13 Mrd. beziffert.  

Irland weigerte sich zunächst, die rechtswidri-

ge Beihilfe für die Jahre 2003 bis 2014 samt 

Zinsen zurückfordern. Nachdem die EU-

Kommission angedroht hatte, den Fall vor den 

Europäischen Gerichtshof zu bringen, kam 

Irland im April 2018 der Forderung nach. Apple 

hinterlegte auf einem Treuhandkonto 14 Mrd. 

Euro.  

In der Beihilfensache selbst hatten sowohl 

Apple als auch Irland einen Einspruch beim 

Europäischen Gerichtshof (EuGH) eingebracht. 

Sollte der Rechtsstreit zugunsten der EU-

Kommission ausgehen, wird das Geld vom 

Treuhandkonto endgültig an Irland zurücker-

stattet. 

Auch Amazon zahlt in Luxemburg zu wenig 

Steuern4 

Auch bezüglich Amazon kam die EU-

Kommission im Oktober 2017 zum Ergebnis, 

dass Luxemburg gegen die EU-

Beihilfenvorschriften verstoßen hat. Der Mit-

gliedstaat muss nun die unzulässige Steuerbei-

hilfe in Höhe von € 250 Mio. von Amazon zu-

rückfordern. Sowohl Amazon als auch die lu-

xemburgische Regierung legte gegen den Be-

schluss Beschwerde beim Europäischen Ge-

richtshof (EuGH) ein. 

Facebook – Deutsches Bundeskartellamt 

Im März 2016 eröffnete das deutsche Bundes-

kartellamt ein Verfahren gegen Facebook we-

gen des Verdachts auf Marktmachtmissbrauch 

in Form von Datenschutzverstößen.  

Im Dezember 2017 veröffentliche die Behörde 

eine vorläufige Einschätzung
5
. Sie geht nach 

dem jetzigen Stand der Dinge davon aus, dass 

Facebook auf dem deutschen Markt für soziale 

Netzwerke marktbeherrschend ist. Nach An-

sicht des deutschen Bundeskartellamtes han-

delt Facebook missbräuchlich, weil es die Nut-

zung des sozialen Netzwerks davon abhängig 

macht, unbegrenzt jegliche Art von NutzerIn-

nendaten aus Drittquellen zu sammeln und mit 

dem Facebook-Konto zusammenzuführen. 

3. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-2923_de.htm.  

4. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3701_de.htm. 

5. https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2017/19_12_2017_Facebook.html. 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-2923_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3701_de.htm
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2017/19_12_2017_Facebook.html
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Drittseiten sind entweder konzerneigene 

Dienste wie „WhatsApp“ bzw. „Instagram“ 

oder Webseiten und Apps anderer Betreiber, 

auf die Facebook über Schnittstellen zugreift.  

Nicht umfasst von diesem Verfahren ist das 

„Datensammeln“ auf Facebook selbst.  

Amazon – Verkaufsplattform 

Im September 2018 gab die Wettbewerbs-

kommissarin Margarethe Vestager
6
 bekannt, 

dass hinsichtlich der Geschäftspraktiken von 

Amazon Auskunftsersuchen an Händler ver-

sandt wurden, um zu überprüfen, ob die Da-

tennutzung hinsichtlich der Vertriebsaktivitä-

ten für Drittverkäufer marktmachmissbräuch-

lich ist. Es gilt zu untersuchen, ob Informatio-

nen von Dritthändlern, die auf der Amazon 

Verkaufsplattform aktiv werden, für die Ver-

triebsaktivitäten von Amazon selbst genutzt 

werden. HändlerInnen, die auf der Market-

place-Plattform von Amazon Waren anbieten, 

berichteten, dass bei einem gutgängigen 

Produkt, dieses von Amazon selbst über-

nommen wird und zu günstigeren Preisen 

angeboten wird.  

Behinderung des Onlinehandels – öster-

reichische Bundeswettbewerbsbehörde 

(BWB)7 

Seit dem Jahr 2014 wurden auf Antrag der 

BWB gegen insgesamt 16 Unternehmen im 

Bereich Elektronik und Online-Handel vom 

Kartellgericht Geldbußen in Höhe von rd.  

€ 9,8 Mio. verhängt. Die Vorwürfe betrafen 

sowohl vertikale Preisabstimmungen zwi-

schen Produzenten und Handel als auch die 

Behinderung des Onlinehandels – besonders 

durch preisaggressive Handelsunternehmen.   

Auch EU-Kommission knüpft sich die 

Elektrokonzerne vor8 

VerbraucherInnen in Europa haben, so die 

Feststellung der EU-Kommission, jahrelang zu 

viel für Küchengeräte, Notebooks und andere 

Elektronik bezahlt. Im Juli 2018 verhängte die 

EU-Kommission gegen den Computer-

Anbieter Asus, den Elektroriesen Philips sowie 

die Unterhaltungselektronik-Marken Denon, 

Marantz und Pioneer ein Bußgeld in Höhe von 

insgesamt 111 Millionen Euro.  

Den Unternehmen wurde vorgeworfen, in wett-

bewerbswidriger Weise Fest- oder Mindest-

preise für den Weiterverkauf ihrer Produkte 

verlangt zu haben. Auswirkungen hatte dies 

vor allem auf den Online-Handel. Hier wurden 

Unternehmen aufgefordert, die Preise an ein 

bestimmtes Niveau wieder anzupassen, wenn 

diese den Herstellern zu niedrig erschienen. 

Gegen „Rebellen“ wurden Drohungen ausge-

sprochen bzw. kam es zu Liefersperren.  

Durch dieses Vorgehen dürften die Preise im 

Markt allgemein in die Höhe getrieben worden 

sein.  

Fazit 

Auch wenn die Wettbewerbsbehörden in vielen 

Fällen bereits aktiv geworden sind, dauern die 

Verfahrenszeiten in diesen schnell wachsenden 

Märkten zu lange. Es wäre diesbezüglich zu 

überlegen, verstärkt das Instrument einstweili-

ger Maßnahmen zu nutzen bzw. viel früher in 

wettbewerbsbedenkliches Geschehen einzu-

greifen.  

6. https://www.handelsblatt.com/politik/international/moeglicher-wettbewerbsverstoss-eu-kommissarin-vestager-knoepft-sich-amazon-
vor/23087980.html?ticket=ST-12297479-wZz6ds2NWLJZfuVniRKY-ap3. 

7. https://www.bwb.gv.at/fileadmin/user_upload/Downloads/PDFs/Geldbussentabelle_gesamt_Stand_10_2018_DE.pdf. 

8. https://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/fest-und-mindestpreise-eu-kommission-verdonnert-elektronikhersteller-asus-philips-
und-pioneer-zu-millionenstrafe/22838072.html?ticket=ST-846562-kn0czbFugfwqqXP3cdul-ap4. 

https://www.handelsblatt.com/politik/international/moeglicher-wettbewerbsverstoss-eu-kommissarin-vestager-knoepft-sich-amazon-vor/23087980.html?ticket=ST-12297479-wZz6ds2NWLJZfuVniRKY-ap3
https://www.handelsblatt.com/politik/international/moeglicher-wettbewerbsverstoss-eu-kommissarin-vestager-knoepft-sich-amazon-vor/23087980.html?ticket=ST-12297479-wZz6ds2NWLJZfuVniRKY-ap3
https://www.bwb.gv.at/fileadmin/user_upload/Downloads/PDFs/Geldbussentabelle_gesamt_Stand_10_2018_DE.pdf
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/fest-und-mindestpreise-eu-kommission-verdonnert-elektronikhersteller-asus-philips-und-pioneer-zu-millionenstrafe/22838072.html?ticket=ST-846562-kn0czbFugfwqqXP3cdul-ap4
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/fest-und-mindestpreise-eu-kommission-verdonnert-elektronikhersteller-asus-philips-und-pioneer-zu-millionenstrafe/22838072.html?ticket=ST-846562-kn0czbFugfwqqXP3cdul-ap4
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Uploads vor. Diese beiden Maßnahmen stehen 

im Kreuzfeuer der Kritik von Wissenschaft
3
 und 

Zivilgesellschaft
4
. Aber auch von Unternehmer-

seite (z.B. Start-Ups) wird auf die drohende 

Rechtsunsicherheit und negative wettbewerbs-

relevante Auswirkungen hingewiesen
5
. Die Kritik 

richtet sich dabei nicht gegen das grundsätzli-

che Anliegen, eine faire Abgeltung im Internet 

für RechteinhaberInnen sicherzustellen, son-

dern gegen die vorgeschlagenen Umsetzungs-

instrumentarien: Es handle sich um überschie-

ßende Regelungen mit negativen Nebeneffek-

ten, wie Einschränkungen des Informationsflus-

ses sowie Informationszuganges, der Netzkultur 

und Diversität im Internet bis zu einer Ein-

schränkung des Grundrechts auf Meinungsfrei-

heit. Kreativität und Innovation würden durch 

die geplanten Maßnahmen neue Grenzen ge-

setzt, neue Geschäftsmodelle der europäischen 

Digitalwirtschaft würden erschwert oder verhin-

dert. Zudem seien beide Maßnahmen so ausge-

staltet, dass – entgegen der intendierten Ziel-

setzung – weitere Marktmachtkonzentrationen 

(z.B. von Google) zu befürchten seien.  

DIE REGULIERUNG VON INTERNETPLATTFORMEN 

IM URHEBERRECHT  
EIN GELUNGENES UNTERFANGEN? 

Online-Plattformen als Internetgiganten sind Gegenstand intensiver regulatorischer Diskussionen. Dabei 

geht es unter anderem darum, Maßnahmen zu finden, die der Marktmacht und den daraus resultieren-

den negativen Konsequenzen entgegenwirken. Auch im Urheberrecht wurde im Rahmen der aktuellen 

EU-Urheberrechtsreform die Thematik aufgegriffen: So werden von Seiten der RechteinhaberInnen legis-

lative Maßnahmen eingefordert, die sich gegen Google richten und insbesondere einen fairen Anteil an 

den Vergütungen im Internet für das Urheberrecht sichern sollen. Das dafür vorgeschlagene Leistungs-

schutzrecht für Verlage und die geplante Etablierung von sog. Filtertechnologien bzw. neue Haftungsre-

geln für Plattformen stoßen jedoch in der allgemeinen Diskussion auch auf heftige Kritik.1 

Der EU-Richtlinienvorschlag der Europäischen 

Kommission über das Urheberrecht im digita-

len Binnenmarkt COM (2016) 593
2
 soll das 

Urheberrecht an die digitale Welt anpassen. 

Dabei sollen Vergütungsansprüche für Rechte-

verwerterInnen und Kunstschaffende sicherge-

stellt und ihre Rechts- und Verhandlungspositi-

on – vor allem gegenüber Google – gestärkt 

werden. Dazu schlägt die EU-Kommission die 

Einführung eines sogenannten Leistungs-

schutzrechtes für Verlage (Artikel 11 des Richt-

linienvorschlags) sowie eine Abänderung des 

Haftungsregimes für PlattformbetreiberInnen 

bzw. den Einsatz von Filtertechnologien 

(Artikel 13) zur Vorabfilterung von NutzerInnen-

Die Kritik richtet sich nicht gegen das 

grundsätzliche Anliegen, eine faire Ab-

geltung im Internet sicherzustellen, 

sondern gegen die vorgeschlagenen 

Umsetzungsinstrumentarien.  

1 Dieser Artikel basiert auf dem Stand der Diskussion im November 2018. 

2 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52016PC0593. 

3 Z.B. : https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/; https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/
#openletters; https://www.ivir.nl/academics-against-press-publishers-right/. 

4 Z.B. Die kritische Haltung von EDRi/European Digital Rights siehe bei https://edri.org/about/; https://edri.org/civil-society-calls-for-the-deletion
-of-the-censorshipmachine/ oder Z.B. https://meta.wikimedia.org/wiki/DE_policy/EU-Urheberrechtsreform_Richtigstellungen_Voss. 

5 Z.B.: https://deutschestartups.org/fileadmin/Bundesverband_Deutsche_Startups/Presse/Pressemitteilungen/
open_letter_on_eu_copyright_reform.pdf oder https://www.eff.org/files/2018/06/12/article13letter.pdf. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52016PC0593
https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/
https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/#openletters
https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/#openletters
https://www.ivir.nl/academics-against-press-publishers-right/
https://edri.org/about/
https://edri.org/civil-society-calls-for-the-deletion-of-the-censorshipmachine/
https://edri.org/civil-society-calls-for-the-deletion-of-the-censorshipmachine/
https://meta.wikimedia.org/wiki/DE_policy/EU-Urheberrechtsreform_Richtigstellungen_Voss
https://deutschestartups.org/fileadmin/Bundesverband_Deutsche_Startups/Presse/Pressemitteilungen/open_letter_on_eu_copyright_reform.pdf
https://deutschestartups.org/fileadmin/Bundesverband_Deutsche_Startups/Presse/Pressemitteilungen/open_letter_on_eu_copyright_reform.pdf
https://www.eff.org/files/2018/06/12/article13letter.pdf
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Die Intentionen des EU-Gesetzgebers  

und die dahinterstehende Problematik  

der vorgeschlagenen Maßnahmen 

Artikel 11 des Richtlinienvorschlags sieht die 

Einführung eines EU-weiten „Leistungsschutz

-rechtes für Verlage“ vor. Diese Regelung 

gibt es derzeit nur in Deutschland und Spani-

en. Hintergrund der Regelung ist die Zielset-

zung, für Presseverlage Einnahmen zu lukrie-

ren. So verlinkt z.B. „Google News“ zu Nach-

richten auf Internetseiten von Presseverlagen. 

Google verwendet zur besseren Darstellbar-

keit des Inhalts des verlinkten Zeitungsarti-

kels einen kleinen Textausriss daraus. Zei-

tungsverlage wollen an den Einnahmen von 

Google partizipieren und argumentieren dazu 

auch mit der Notwendigkeit gesetzliche 

„Schutzlücken“ zu schließen: So brauche es 

auch die Einführung eines neuen Schutz-

rechts, das auf den Schutz der verlegeri-

schen Leistung als solche (nicht das Werk 

selbst/der Zeitungsartikel) gerichtet ist. Dabei 

wird in der Argumentation vorwiegend auf 

Google abgestellt. Verlage würden mit viel 

Geld und Aufwand ein qualitatives Informati-

onsangebot produzieren. Unternehmen wie 

Suchmaschinen oder sogenannte „News-

Aggregatoren“, die fremde Leistungen nut-

zen, sollten bezahlen.
6
 So sehr der Gedanke 

auf den ersten Blick seinen Reiz haben könn-

te, Zeitungsverlage an den Gewinnen von 

„News-Aggregatoren“, wie zum Beispiel 

Google, zu beteiligen, zeigen aber Erfahrun-

gen aus Deutschland und Spanien, dass das 

Leistungsschutzrecht ein ungeeignetes Mittel 

zur Einkommensbeschaffung darstellt und 

zusätzlich zu negativen Auswirkungen führt: 

 Das Ziel, die Einkommenssituation der 

Zeitungsverlage zu verbessern, wird nicht 

erreicht. Google lässt sich nicht zwingen, 

für Links zu Zeitungen zu zahlen. Umso 

weniger, wenn die Zeitungen aus den 

Links selbst noch Werbeeinnahmen luk-

rieren. Die Reaktion von Google war es 

bisher, Zeitungen auszulisten oder ein Opt-

In gegen Verzicht auf Lizenzentgelt anzu-

bieten (Deutschland); oder Google stellt 

seine Suchmaschinendienste im betroffe-

nen Land überhaupt ein (Spanien). 

 Das Leistungsschutzrecht schafft Rechts-

unsicherheiten, die in teuren Gerichtsver-

fahren geklärt werden müssen. 

 Andere, kleinere Suchmaschinen sind mit 

hohen Transaktionskosten (rechtliche Klä-

rung, Lizenzverträge) konfrontiert; sie müs-

sen Texte auslisten oder darauf verzichten, 

Vorschautexte in den Suchergebnissen zu 

zeigen und eine sinnvolle Suche kann damit 

für die NutzerInnen/LeserInnen nicht ange-

boten werden. Diese Markteintrittsbarrieren 

verstärken die Marktmachtposition von 

Google.  

 Der Informationsfluss im Internet wird zu-

lasten der Allgemeinheit eingeschränkt, die 

Informationssuche erschwert bzw. viele 

Ergebnisse nicht mehr gezeigt die Zei-

tungsverlage erhalten weniger Internet-

Traffic und damit weniger LeserInnen und 

Einnahmen. 

Von seiner Grundintention her soll das neue 

Recht Presseverlagen die Möglichkeit bieten, 

von Suchmaschinenanbietern und News-

Aggregatoren Lizenzvergütungen für (kleinste) 

Text-Ausschnitte („Snippets“) zu verlangen. 

Der vorliegende EU-Richtlinienvorschlag setzt 

dies so um, dass er Presseverlegern ein aus-

schließliches Nutzungsrecht hinsichtlich der 

Vervielfältigung und der öffentlichen Zugäng-

lichmachung von Presseerzeugnissen für die 

Dauer von 20 Jahren zuspricht. Dabei geht der 

Vorschlag weit über die Gesetze in Deutsch-

land und Spanien hinaus.  

Je nach Ausgestaltung betrifft die Regelung 

auch allerkleinste Textteile (z.B. Teile von 

Überschriften aus Presseartikeln), die in den 

Links enthalten sind. Nicht eindeutig geklärt 

bleibt beispielsweise, inwieweit Verlinkungen 

von Privatpersonen unter die Lizenzierungs-

pflicht fallen. Die Möglichkeit des Verlinkens – 

eine der wesentlichsten Funktionen des Inter-

nets, die es Verbrauchern ermöglicht, Inhalte 

Nicht eindeutig geklärt bleibt, inwieweit 

Verlinkungen von Privatpersonen unter 

die Lizenzierungspflicht fallen. 

6 Dabei stehen eigentlich nur kurze „Anrisstexte“ und keinesfalls Teile ganzer Zeitungsartikel in Diskussion. Zu beachten ist, dass Verlage tech-

nisch sehr einfach ihre Angebote absichern könnten, indem sie die Aufnahme des Zeitungstextes blockieren. Damit verbunden wäre allerdings 

ein Sichtbarkeitsverlust. Hinsichtlich des urheberrechtlichen Schutzes der Artikel selbst lassen sich die Verlage die Schutzrechte der Journalis-

tInnen oft auch übertragen. 
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zu teilen, zu kommentieren und daraus zu 

lernen, könnte damit drastisch eingeschränkt 

werden. Ein Verlinken macht in den meisten 

Fällen nur im Zusammenhang mit der Dar-

stellung eines kurzen Snippets bzw. einer 

Überschrift Sinn. Verlinkungen, die zu Nach-

richten, die auf Plattformen, wie Facebook, 

Twitter, Reddit, Pinterest etc., geteilt werden, 

könnten dann keine Ausschnitte aus dem 

verlinkten Beitrag mehr anzeigen. Die Anzei-

ge eines Titels im Link könnte zukünftig dann 

nur möglich sein, wenn die Plattformen im 

Voraus Lizenzen für alle EU-Mitgliedsstaaten 

mit diesen Nachrichtenquellen vereinbart 

haben. Viele Links würden anonym und unat-

traktiv dargestellt werden oder sie dürften 

überhaupt nicht gepostet werden. Auch Wi-

kipedia, wo unzählige Links als Belege ange-

geben werden, könnte von der Regelung 

betroffen sein. Wissensplattformen dieser Art 

würden damit letztlich auch ihren Nutzen und 

Sinn verlieren. 

Im laufenden EU-Gesetzgebungsverfahren 

haben Rat und Europäisches Parlament ver-

sucht, die Regelungsvorschläge durch textli-

che Abänderungen zu entschärfen, dennoch 

bleiben dabei problematische Grauzonen und 

Rechtsunsicherheit bestehen.
7
 

Neben der Kritik aus der Zivilgesellschaft 

erfährt das Leistungsschutzrecht auch von 

vielen VertreterInnen aus der Wissenschaft 

als verfehltes Regelungsvorhaben große Ab-

lehnung
8
. Sie warnen vor Kollateralschäden, 

wie z.B. einer weniger gut informierten Öf-

fentlichkeit (da sich Nachrichten schlechter 

verbreiten), einer geringeren Medienvielfalt 

(da News-Aggregatoren und soziale Netzwer-

ke, die neuen Publikationen und Nischen-

quellen den Weg bereiten können, verhindert 

werden) und weniger Innovation im Nachrich-

tensektor. 

Mit Artikel 13 des betreffenden EU-Richtli-

nienvorschlags soll nach den Vorschlägen 

der EU-Kommission durch Anpassung des 

Haftungssystems von Plattformen (vgl. Rege-

lungen zur EU-E-Commerce Richtlinie) und 

Etablierung des Einsatzes von Filtertechnolo-

gien die von der Verwertungsindustrie be-

hauptete „Wertschöpfungslücke“ (Value Gap) 

geschlossen werden. Danach besteht ein – von 

den RechteinhaberInnen behauptetes – Wert-

schöpfungsungleichgewicht zwischen einer-

seits RechteinhaberInnen und andererseits 

BetreiberInnen von Plattformen, wie Facebook 

und YouTube, auf denen von NutzerInnen 

hochgeladener Content (mit urheberrechtlich 

geschützten Werken) bereitgestellt wird. Argu-

mentiert wird dazu, dass die Kreativwirtschaft 

den großen Teil an der Wertschöpfung durch 

ihre Werke leiste, die Erlöse würden allerdings 

überwiegend von den Plattformen an sich ge-

zogen. Dies sei durch die rechtliche Situation 

bedingt: PlattformbetreiberInnen müssen erst 

dann tätig werden (z.B. rechtswidrig hochgela-

dene Inhalte löschen), wenn sie auf die konkre-

te Rechtsverletzung von RechteinhaberInnen 

hingewiesen werden (Haftungs- und Überwa-

chungserleichterungen für Provider nach der 

EU-E-Commerce Richtlinie; „Host-Provider-

Privi-leg“). In der Zwischenzeit können Plattfor-

men, wie z.B. YouTube an den Videoaufrufen 

verdienen. Ebenso bestehe derzeit auch keine 

proaktive allgemeine Überwachungspflicht (Art 

15 EU-E-Commerce-Richtlinie). Haftungsfrei-

stellungen von Providern seien für „passive 

Intermediäre“ im Internet gedacht, sie bewah-

ren jedoch auch YouTube davor, Lizenzen 

ausverhandeln zu müssen. Ob diese von den 

RechteinhaberInnen ins Treffen geführten Privi-

legien auch auf YouTube zutreffen, ist rechtlich 

gesehen derzeit grundsätzlich strittig. YouTube 

verneint eine Haftung, bietet der Verwertungs-

industrie jedoch eine – auf Goodwill beruhende 

– Monetarisierung von Uploads an. 

Daher soll – nach einem kompliziert formulier-

ten Vorschlag der Kommission – die Rechtsla-

ge so gestaltet werden, dass Intermediäre (z.B. 

Social Media-Plattformen), die große Mengen 

der von den NutzerInnen hochgeladenen, ge-

schützten Werke öffentlich wiedergeben, zur 

Ergreifung „geeigneter und angemessener 

Maßnahmen“ verpflichtet werden, die sicher-

stellen, dass die mit den RechteinhaberInnen 

abzuschließenden Lizenzvereinbarungen ein-

gehalten werden. Online-Plattformen, wie  

YouTube, sollen zusätzlich schon dann haften, 

wenn NutzerInnen Inhalte hochladen und Ur-

heberrecht damit verletzen und nicht erst zu 

dem Zeitpunkt, wenn sie die RechteinhaberIn-

7 Alternativvorschläge, die im Rahmen der Abstimmungen des europäischen Parlaments eingebracht wurden und auch von Kritikerseite Akzep-

tanz finden konnten, konnten keine entscheidende Mehrheit finden. So wurde beispielsweise statt des Leistungsschutzrechtes eine gesetzliche 

Vermutungsregel, die Probleme für Presseverlage bei Problemen der Durchsetzung der von den AutorInnen übertragenen Rechte beseitigen 

soll, vorgeschlagen. 

8 https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/#openletters; https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2017/02/
OpenLetter_EU_Copyright_Reform_24_02_2017.pdf, https://www.create.ac.uk/blog/2018/04/26/eu_copyright_directive_is_failing/; https://
www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2018/09/Statement-by-EPIP-Academics.pdf. 

https://www.create.ac.uk/policy-responses/eu-copyright-reform/#openletters
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2017/02/OpenLetter_EU_Copyright_Reform_24_02_2017.pdf
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2017/02/OpenLetter_EU_Copyright_Reform_24_02_2017.pdf
https://www.create.ac.uk/blog/2018/04/26/eu_copyright_directive_is_failing/
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2018/09/Statement-by-EPIP-Academics.pdf
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2018/09/Statement-by-EPIP-Academics.pdf


Seite 19 | Wirtschaftspolitik Standpunkte 4/2018 

 

nen auf die Verletzung hingewiesen haben. 

Durch Verschärfung des Haftungsrisikos für 

Plattformen erwartet sich die klassische Ver-

wertungsindustrie eine rechtliche Stärkung 

ihrer Position und damit auch höhere Lizenz-

vergütungen gegenüber der digitalen Verwer-

terInnenseite (Streamingdienste, Social-Me-

dia Plattformen etc).
9
  

Auch wenn der Einsatz von Filtertechnologien 

in den einzelnen – jeweils im Detail unter-

schiedlich formulierten – Vorschlägen der EU-

Kommission, des Rates und des Europäi-

schen Parlaments zu Artikel 13 nicht immer 

ausdrücklich genannt wird, so ist zu erwar-

ten, dass diese als „geeignete und angemes-

sene Maßnahmen“ de facto zum Einsatz 

kommen werden. Die vorgeschlagenen Rege-

lungen zum Haftungssystem setzen jedenfalls 

auch entsprechende Anreize für deren Ein-

satz. Denn um Haftungsrisiken zu entgehen, 

müssen PlattformenbetreiberInnen jedes Bild, 

jedes Musikstück und jedes Video prüfen, 

das von NutzerInnen hochgeladen wird. Da 

das Filtern von Content aufwendig ist und es 

unmöglich sei, Videos manuell zu sichten, 

werde man sich einer Software bedienen, die 

automatisch prüft und löscht. Ein solches 

System wird Inhalte, die in sozialen Netzwer-

ken geteilt werden, noch vor der Veröffentli-

chung prüfen und, sollte eine Verletzung 

möglich sein, den Upload verhindern. Die 

allgemeine Vorabfilterung von Content stellt 

damit nicht nur ein Abgehen vom Verbot ei-

ner allgemeinen Überwachungspflicht nach 

der E-Commerce-Richtlinie dar, sondern 

stellt damit auch die Wahrung des Grund-

rechts auf Meinungsfreiheit in Frage. 

Handelte es sich ursprünglich um einen Kon-

flikt zwischen der klassischen Verwertungsin-

dustrie (Musikindustrie, Verlage, Filmindust-

rie) und der digitalen Verwertungsindustrie 

(Streamingdienste, Social-Media Plattformen 

etc.), so werden durch den Richtlinientext 

auch Interessen der NutzerInnen, die sich auf 

Plattformen im Internet bewegen und Werke 

hochladen, erfasst: Es zeigt sich außerdem, 

dass (bereits vorhandene) Filtersysteme wie 

z.B. „Content-ID“ fehleranfällig sind und auch 

legale Inhalte, die durch gesetzliche Ausnah-

meregelungen gedeckt wären, löschen
10

: Die 

automatischen Uploadfilter können keine 

(komplexe) juristische Abwägung vornehmen, 

um festzustellen, ob eine Urheberrechtsverlet-

zung vorliegt oder der Upload durch eine ge-

setzliche Ausnahme (z.B. Parodie) gedeckt ist. 

Dies hat eine pauschale Löschung von Inhalten 

der NutzerInnen zur Folge. Die in Diskussion 

stehenden Beschwerdesysteme für unrechtmä-

ßiges Löschen sind aus Sicht der NutzerInnen 

in den Regelungsvorschlägen nur unzureichend 

ausgestaltet und können der Problematik nicht 

entgegenwirken. 

Der weit formulierte und interpretationsbedürfti-

ge Regelungsvorschlag der EU-Kommission 

verpflichtet allerdings nicht nur Unternehmen 

mit marktbeherrschender Stellung (nach der 

Definition im Wettbewerbsrecht). Wird die Haf-

tung und Schadenersatzpflicht grundsätzlich 

für alle bzw. einen großen Kreis von Plattfor-

men verschärft, gäbe es darunter viele Markt-

anbieter, deren Weiterbetrieb dadurch gefähr-

det wäre: Es gibt viele europäische Plattfor-

men, die von KMU betrieben werden und in 

dieselbe Kategorie fallen könnten. Problemati-

siert wird in der Diskussion, dass der Text des 

Kommissionsvorschlags nicht nur NutzerInnen, 

die Musikteile oder Filmausschnitte uploaden, 

sondern auch jene, die Fotos, Texte, Compu-

tercodes an offene, kollaborative Plattformen, 

wie Wikipedia oder GitHub, zur Verfügung stel-

len, betrifft – und damit auch diese entspre-

chenden Plattformen. Zwar sehen nunmehr 

Änderungsvorschläge komplexe Ausnahmen-

kataloge vor, die bestimmte Plattformen vom 

System ausscheiden sollen, allerdings wären 

diese insofern unzureichend, als immer im Ein-

zelfall gerichtlich klargestellt werden müsste, 

ob jemand unter die Ausnahmeregelung fällt. 

Diese Rechtsunsicherheit schafft jedenfalls 

Barrieren für notwendige, mit den großen Platt-

formen konkurrierende, alternative Geschäfts-

modelle. 

Große Plattformen wie Google würden somit 

von den Regelungen profitieren, für neue Start-

ups bilden sich jedoch noch weitere Marktein-

trittshürden: Sie müssten nicht nur unzählige 

Lizenzverträge verhandeln, sondern auch die 

Filtersysteme einkaufen. YouTube setzt bereits 

Große Plattformen wie Google würden 

von den neuen Regelungen profitieren, 

für die Netzkultur sind negative Auswir-

kungen zu befürchten.  

9 Vgl. dazu  https://de.wikipedia.org/wiki/Value_Gap. 

10 https://www.youtube.com/watch?v=9g2U12SsRns ; Fallbeispiele vgl. z.B. https://juliareda.eu/2017/09/when-filters-fail/. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Value_Gap
https://juliareda.eu/2017/09/when-filters-fail/
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Filter ein und bietet diese Software als 

Dienstleistung an, dieser Markt würde stark 

anwachsen und gleichzeitig die Position für 

kleinere Plattformen mit konkurrierenden Ge-

schäftsmodellen verschlechtern. Amerikani-

sche Konzerne wie Google werden entschei-

den, welche Inhalte im Internet veröffentlicht 

werden. 

Die neue Vorschrift hat somit bedeutende 

Nebenfolgen für die Netzkultur, lautet die 

Kritik aus der Zivilgesellschaft.
11

 Aber auch 

eine Vielzahl von VertreterInnen aus der Wis-

senschaft warnt vor der geplanten Maßnah-

me
12

. 

Aktueller Stand der Verhandlungen 

Die EU-Kommission präsentierte ihren Richt-

linienvorschlag im Herbst 2016. In den Ver-

handlungsgrundlagen für die aktuell stattfin-

denden Trilogverhandlungen (von Kommissi-

on, Rat und Europäischem Parlament) werden 

weiterhin nur diese grundsätzlichen Lösungs-

konzepte diskutiert. Alternativlösungen, die im 

europäischen Parlament eingebracht wurden, 

erhielten nicht die notwendige Mehrheit. Die 

vom Rat und vom Europäischen Parlament 

verabschiedeten Textänderungen, die die kriti-

sierten Konsequenzen auch teilweise abschwä-

chen sollen, bleiben für die KritikerInnen unbe-

friedigend und lassen viele Fragen im Detail 

offen. Über die Ergebnisse der Trilogverhand-

lungen wird das Europäische Parlament vo-

raussichtlich Anfang des Jahres 2019 abstim-

men.  

Abschließend sei im Zusammenhang mit der 

Regulierungsfrage und ihrer Zielsetzung, für 

faire Vergütungen zu sorgen, noch Folgendes 

festgehalten: Will man die Probleme wirksam 

angehen, sollte man auch Augenmerk auf In-

strumentarien legen, die eine faire Verteilung 

der Vergütung zwischen VerwerterInnen einer-

seits und UrheberInnen sowie ausübenden 

KünstlerInnen andererseits sorgen. Dazu zählt 

beispielsweise die Etablierung eines für Kunst-

schaffende wirksamen Urhebervertragsrecht-

systems
13

. 

11 Siehe Z.B.: https://meta.wikimedia.org/wiki/DE_policy/EU-Urheberrechtsreform_Richtigstellungen_Voss. 

12 Z.B.: https://www.create.ac.uk/blog/2018/04/26/eu_copyright_directive_is_failing/; https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2017/02/
OpenLetter_EU_Copyright_Reform_24_02_2017.pdf, https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2018/09/Statement-by-EPIP-
Academics.pdf. 

13 Vgl. auch dazu zusätzliche Forderungen von KünstlerInnenseite der Kampagne „Fair Internet for Performers“ - https://www.fair-internet.eu/. 

Alternativvorschläge von einzelnen 

Fraktionen konnten im Europäischen 

Parlament keine Mehrheit finden. 

https://meta.wikimedia.org/wiki/DE_policy/EU-Urheberrechtsreform_Richtigstellungen_Voss
https://www.create.ac.uk/blog/2018/04/26/eu_copyright_directive_is_failing/
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2017/02/OpenLetter_EU_Copyright_Reform_24_02_2017.pdf
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2017/02/OpenLetter_EU_Copyright_Reform_24_02_2017.pdf
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2018/09/Statement-by-EPIP-Academics.pdf
https://www.create.ac.uk/wp-content/uploads/2018/09/Statement-by-EPIP-Academics.pdf
https://www.fair-internet.eu/
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sind völlig ungeeignet, um die Internetkonzerne 

der digitalen Wirtschaft und deren wirtschaftli-

che Aktivitäten angemessen zu besteuern. 

Spektakuläre Einzelfälle, wie etwa jene von 

Apple oder Amazon, zeigen deutlich, wie es 

diesen Unternehmen gelingt, trotz Milliardenge-

winnen keine nennenswerten Gewinnsteuern 

bezahlen zu müssen.  

Die Europäische Kommission konnte eindrucks-

voll nachweisen, dass Apple im Jahr 2014 für 

seine in Europa erzielten Gewinne einen effekti-

ven Steuersatz von lediglich 0,005% bezahlen 

musste. Die Kommission ist dabei zu dem Er-

gebnis gekommen, dass es sich hier um uner-

laubte Beihilfen handelt. Apple muss daher die-

se 13 Milliarden Euro an unerlaubten Steuerver-

günstigungen an den irischen Staat zurückbe-

zahlen.
1
 Paradoxerweise gehen Irland und App-

le gemeinsam gegen die Entscheidung der 

DAS STEUERECHT IM DIGITALEN ZEITALTER  
DIE ANPASSUNG IST DRINGEND NÖTIG,  

DER WEG ABER VOLLER HINDERNISSE 

Die Digitalisierung hat zu dramatischen Veränderungen in der Wirtschaft geführt. Das sieht man ein-

drucksvoll, wenn man sich die Unternehmenslandschaft ansieht. Im Jahr 2006 fand sich lediglich ein 

Unternehmen aus der digitalen Wirtschaft unter den weltweit 20 größten Unternehmen. Im Jahr 2017 

sind 9 der 20 größten Unternehmen aus der digitalen Wirtschaft, und mit Apple, Alphabet-Google, Micro-

soft und Amazon gehen die Plätze 1 bis 4 geschlossen an Unternehmen aus der digitalen Wirtschaft. 

Diese Unternehmen konnten in den letzten Jahren auch deutlich höhere Wachstumsraten verzeichnen 

als die Unternehmen der traditionellen Wirtschaft. werden. 

Die steuerlichen Folgen der  

Digitalisierung 

Die Grundprinzipien der internationalen Unter-

nehmensbesteuerung sind fast 100 Jahre alt, 

und können die grenzüberschreitenden, digita-

len Aktivitäten dieser Unternehmen nicht mehr 

angemessen erfassen. Bei Unternehmen der 

digitalen Wirtschaft fehlen üblicherweise klas-

sische Produktionsstätten und anstelle dieser 

sind immaterielle Vermögensgegenstände, wie 

Lizenzen, Software, Markenrechte, Patente 

oder Daten, für die Wertschöpfung verantwort-

lich. Und vielfach ist auch keine physische 

Präsenz in den Absatzmärkten bei den Kun-

dInnen erforderlich. Das führt dazu, dass die 

immateriellen Vermögenswerte problemlos an 

nahezu jeden beliebigen Ort verlagert werden 

können. Dementsprechend können diese Un-

ternehmen ihre Gewinne ebenso problemlos in 

Niedrigsteuerländer oder Steueroasen verla-

gern. Die Unternehmensbesteuerung ist aller-

dings immer noch Angelegenheit der einzelnen 

Nationalstaaten. Unternehmensgewinne sollen 

dort besteuert werden, wo die Wertschöpfung 

erfolgt. Steuerlicher Anknüpfungspunkt ist 

dabei immer die sogenannte „Betriebsstätte“, 

und es sollen die Gewinne besteuert werden, 

die der jeweiligen Betriebsstätte zuzurechnen 

sind.  

Diese Grundregeln sind bereits in der traditio-

nellen Wirtschaft mit der fortschreitenden Glo-

balisierung an ihre Grenzen gestoßen, und sie 

1. http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-2923_de.htm. 

Die Grundprinzipien der internationalen 

Unternehmensbesteuerung sind bereits 

100 Jahre alt und können die grenzüber-

schreitenden Aktivitäten der digitalen 

Unternehmen nicht mehr angemessen 

erfassen. 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-2923_de.htm
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Kommission in Berufung. Amazon wurde im 

Oktober 2017 von der EU-Kommission aufer-

legt, von Luxemburg gewährte, unerlaubte 

Steuervergünstigungen – in Höhe von 250 

Millionen Euro – zurückzuzahlen. 

Dass diese Beispiele keine Einzelfälle sind, ist 

mittlerweile hinlänglich bekannt. Aktuelle Be-

rechnungen der Europäischen Kommission 

zeigen, dass die effektive Körperschaftsteu-

erbelastung für Unternehmen der digitalen 

Wirtschaft mit 9% nicht einmal halb so hoch 

ist wie jene für Unternehmen der traditionel-

len Wirtschaft, die knapp 23% beträgt
2
. Ins-

gesamt entgehen den Mitgliedstaaten und 

letztlich der Bevölkerung der Europäischen 

Union durch diese aggressiven Steuervermei-

dungsstrategien multinationaler Konzerne 

jährlich zwischen 50 und 70 Milliarden Euro 

Steuereinnahmen.
3
 Außerdem kommt es zu 

massiven Wettbewerbsverzerrungen, wenn 

die Steuerbelastung der digitalen Unterneh-

men geringer ist als jene der traditionellen 

Unternehmen.  

Die Vorschläge der EU-Kommission zur 

fairen Besteuerung der digitalen Wirt-

schaft 

Die Europäische Kommission hat am 

21.03.2018 ihre Vorschläge vorgelegt, um 

eine faire Besteuerung für die digitale Wirt-

schaft sicherzustellen
4
. Dazu hat die Kom-

mission zwei Richtlinienvorschläge ausgear-

beitet. Der erste Richtlinienvorschlag zielt auf 

eine Implementierung der digitalen Betriebs-

stätte ab, um sicherzustellen, dass Unterneh-

men ihre Gewinne dort versteuern, wo durch 

digitale Präsenz eine entsprechende Wert-

schöpfung generiert wird. Entsprechend dem 

Richtlinienvorschlag wird eine digitale Be-

triebsstätte – (auch) ohne die physische Prä-

senz des Unternehmens – dann begründet, 

wenn zumindest eines der drei nachfolgen-

den Kriterien erfüllt wird: 

 Jährliche Erträge in einem Mitgliedstaat 

von mehr als 7 Mio. Euro 

 Mehr als 100.000 NutzerInnen pro Jahr in 

einem Mitgliedstaat 

 Abschluss von mehr als 3.000 Geschäfts-

verträgen über digitale Dienstleistungen 

zwischen dem Unternehmen und gewerbli-

chen NutzerInnen in einem Steuerjahr.  

 

Dieser Vorschlag soll auch in den Kommissi-

onsvorschlag zur Gemeinsamen Konsolidierten 

Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage auf-

genommen werden und wird auch als langfris-

tig anzustrebende Lösung angesehen. 

Da aber die Kommission nicht mit einer ra-

schen Umsetzung dieses Vorschlages rechnet, 

wurde auch ein zweiter Richtlinienvorschlag 

vorgelegt, der als Übergangslösung dienen 

soll. Geplant ist eine Übergangssteuer auf be-

stimmte Erträge aus digitalen Tätigkeiten. Mit 

dieser Digitalsteuer soll sichergestellt werden, 

dass bestimmte wirtschaftliche Aktivitäten, die 

derzeit nicht wirkungsvoll besteuert werden, 

erfasst werden. Von der Steuer umfasst sein 

sollen 

 Erträge aus dem Verkauf von Online Wer-

beflächen, 

 Erträge aus digitalen Vermittlungsgeschäf-

ten, die es UserInnen erlauben, mit ande-

ren zu interagieren, und die den Verkauf 

von Gegenständen und Dienstleistungen 

zwischen ihnen ermöglichen und 

 Erträge aus dem Verkauf von Daten, die 

aus Nutzerinformationen generiert werden. 

Von der Digitalsteuer sollen nur Unternehmen 

erfasst werden, deren jährliche weltweite Um-

sätze mehr als 750 Mio. Euro betragen, und 

deren Umsätze in der Europäischen Union 

mehr als 50 Mio. Euro betragen. Damit soll 

sichergestellt werden, dass kleinere Start-Ups 

und Scale-Up Unternehmen nicht von der Digi-

talsteuer erfasst werden. Die Kommission 

schlägt einen Steuersatz von 3% vor, und geht 

für die gesamte EU von jährlichen Steuerein-

nahmen von 5 Mrd. Euro aus. Die Steuereinhe-

bung soll in den Staaten erfolgen, in denen die 

Es drohen eine Erosion der Steuerein-

nahmen der Staaten und massive Wett-

bewerbsverzerrungen zwischen digita-

len und traditionellen Unternehmen.  

2. COM (2017) 547final vom 21.09.2017;  

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/communication_taxation_digital_single_market_de.pdf. 

3. IP/16/1349 vom 12.04.2016; http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-1349_de.htm. 

4. IP/18/2041 vom 21.03.2018: http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-2041_de.htm. 

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/communication_taxation_digital_single_market_de.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-1349_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-2041_de.htm
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NutzerInnen ansässig sind. Rasche Gegen-

maßnahmen sind grundsätzlich positiv zu 

sehen, es besteht allerdings immer das Risi-

ko, dass die kurzfristig eingeführte Über-

gangslösung, dann zu einer Dauerlösung 

wird und die eigentlich angestrebten Maß-

nahmen letztendlich nicht umgesetzt werden. 

Die Kommission hält eine rasche Einführung 

der Digitalsteuer für wichtig, und auch der 

österreichische Finanzminister Löger hat 

noch im September eine Umsetzung der Di-

gitalsteuer bis Jahresende für möglich gehal-

ten
5
. Seit dem Ecofin-Treffen am 4. Dezem-

ber 2018 ist klar, dass es keine rasche Eini-

gung hinsichtlich des Kommissionsvorschla-

ges geben wird, nachdem sich mehrere Mit-

gliedstaaten, darunter auch Deutschland, 

ganz klar gegen die Digitalsteuer in der von 

der Kommission vorgeschlagenen Ausgestal-

tung ausgesprochen haben
6
. Die GegnerIn-

nen der Digitalsteuer führen dabei an, dass 

diese Steuer zu einer Doppelbesteuerung 

führen könnte, und dass die Steuer für weni-

ger rentable Unternehmen zu einer stärkeren 

Belastung führt als für sehr rentable Unter-

nehmen. Nachdem es sich bei einem Großteil 

der von der Steuer in der EU betroffenen 

Unternehmen um US-Unternehmen handelt, 

steht außerdem steht die Befürchtung im 

Raum, dass die USA im Falle der Einführung 

der Digitalsteuer ihrerseits (vergleichbare) 

„Gegenmaßnahmen“ für europäische Unter-

nehmen, die in den USA tätig sind, einführen 

könnte. Es bleibt allerdings noch abzuwarten 

ob sich die Mitgliedstaaten noch auf einen 

Kompromissvorschlag einigen. Hier besteht 

allerdings die Gefahr, dass dieser Vorschlag 

so viele Ausnahmen enthält, dass eine faire 

Besteuerung der digitalen Wirtschaft nicht 

erreicht wird.  

Digitalisierung und Umsatzsteuer 

Aus steuerlicher Sicht ist neben den erhebli-

chen Mängeln im Zusammenhang mit der 

fairen Gewinnbesteuerung auch die Umsatz-

steuer ein zentrales Element. Im Gegensatz 

zur Gewinnbesteuerung ist die Harmonisie-

rung bei der Umsatzsteuer in Europäischen 

Union verhältnismäßig weit fortgeschritten. 

Aber trotzdem gibt es auch bei der Umsatz-

steuer erheblichen Handlungsbedarf, und die 

Kommission schlägt eine weitreichende Re-

form des EU-Mehrwertsteuersystems vor
7
, bei 

der vier Eckpfeiler des neuen endgültigen ge-

meinsamen EU-Mehrwertsteuerraumes verein-

bart werden sollen (Betrugsbekämpfung, zent-

rale Anlaufstelle, größere Kohärenz, weniger 

Bürokratie). Es gilt schon jetzt, dass die Um-

satzsteuer im Bestimmungsland anfällt. Das ist 

aus steuerpolitsicher Sicht an sich vernünftig, 

weil es durch die Verankerung des Bestim-

mungslandprinzips grundsätzlich nicht möglich 

ist, durch Unternehmensverlagerungen in 

Niedrigsteuerländer Umsatzsteuer zu sparen. 

Für Bestellungen bei Unternehmen, die nicht in 

der EU ansässig sind, muss grundsätzlich Ein-

fuhrumsatzsteuer bezahlt werden. Eine Befrei-

ung von der Einfuhrumsatzsteuer gibt es aller-

dings dann, wenn der Wert der bestellten Ware 

22 Euro nicht übersteigt. Das nutzen allerdings 

viele Unternehmen aus Drittstaaten um ihre 

Waren mit falschen Werten zu deklarieren. Die 

EU-Kommission schätzt, dass den Mitglied-

staaten jährlich alleine im Bereich des Online 

Handels bis zu 5 Mrd. Euro an Umsatzsteuer-

einnahmen entgehen. Davon entfällt rund eine 

Milliarde auf die Begünstigung an sich und 

rund 4 Milliarden, weil die Waren falsch dekla-

riert werden. Deshalb schlägt die Kommission 

vor, diese Befreiung bei der Einfuhrumsatz-

steuer zu streichen. Durch die Anonymität und 

auch durch den raschen Anstieg des Online-

handels wird es für die Finanzverwaltungen 

vielfach nahezu unmöglich zu überprüfen, ob 

alle Anbieter auch tatsächlich ihren umsatz-

steuerlichen Verpflichtungen nachkommen. 

Das nutzen zahlreiche Unternehmen und füh-

ren keine Umsatzsteuer ab. Deutschland beab-

5. https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/europa/europaeische_union/987970_EU-Digitalsteuer-scheint-bis-Jahresende-moeglich.html 
(abgerufen am 12.11.2018). 

6. https://www.consilium.europa.eu/media/36885/st13872-en18-v3.pdf (abgerufen am 13.11.2018). 

7. IP/17/3443 vom 04.10.2017; http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3443_de.htm. 

Seit dem Ecofin-Treffen am 4. Dezember 

2018 ist klar, dass es keine rasche Eini-

gung geben wird, nachdem sich mehrere 

Mitgliedstaaten, darunter auch Deutsch-

land, ganz klar gegen die Digitalsteuer 

in der von der Kommission vorgeschla-

genen Ausgestaltung ausgesprochen 

haben. 

https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/europa/europaeische_union/987970_EU-Digitalsteuer-scheint-bis-Jahresende-moeglich.html
https://www.consilium.europa.eu/media/36885/st13872-en18-v3.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3443_de.htm
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sichtigt daher bereits ab Jänner 2019, dass 

die Betreiber elektronischer Marktplätze be-

stimmte Daten ihrer Händler (Name, An-

schrift, Steuernummer, Versand- und Lie-

feradresse erfassen müssen und wird die 

Betreiber dieser Plattformen auch dafür haft-

bar machen, wenn beim Handel über deren 

Plattform die Umsatzsteuer nicht entrichtet 

wird. Eine Befreiung von der Haftung soll 

dann möglich sein, wenn bestimmte Auf-

zeichnungspflichten erfüllt werden und steu-

erunehrliche Unternehmer vom Marktplatz 

ausgeschlossen werden
8
. Österreich sollte 

ebenfalls die deutsche Regelung einführen.  

Fazit 

Um die Herausforderungen bei der Unterneh-

mensbesteuerung lösen zu können, ist ein 

Paradigmenwechsel in der Unternehmensbe-

steuerung notwendig. Die Richtlinienentwürfe 

der Kommission zur Gemeinsamen Körper-

schaftsteuerbemessungsgrundlage wurden 

bereits im Jahr 2016 vorgelegt. Diese sollte – 

allerdings zwingend um die digitale Betriebs-

stätte ergänzt werden. Außerdem sollte so 

rasch wie möglich einen Mindeststeuersatz 

eingeführt werden. 

Bei der Mehrwertsteuer gilt es, die bestehen-

den Kontrolldefizite zu beseitigen und auch die 

Haftung der Plattformbetreiber für die ord-

nungsgemäße Abfuhr der Mehrwertsteuer ihrer 

Händler gesetzlich zu verankern. 

Das Ziel einer Gemeinsamen Konsolidierten 

Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage wird 

aufgrund der notwendigen Einstimmigkeit im 

Rat sicherlich nicht so rasch zu realisieren 

sein. 

Bis es zu einer europäischen Lösung kommt, 

sollte in Österreich jedenfalls über eine Aus-

weitung der Werbeabgabe nachgedacht wer-

den, die zukünftig auch Online-Werbung, die 

derzeit von dieser Abgabe ausgenommen ist, 

entsprechend erfasst.  

Die Richtlinienentwürfe zur gemeinsa-

men Körperschaftssteuerbemessungs-

grundlage gehören zwingend um die 

digitale Betriebsstätte sowie um einen 

Mindeststeuersatz ergänzt .  

8. https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Informationen/2018-08-01-Umsatzsteuer-
Onlinehandel.html (abgerufen am 13.11.2018 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Informationen/2018-08-01-Umsatzsteuer-Onlinehandel.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Informationen/2018-08-01-Umsatzsteuer-Onlinehandel.html
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die technische Möglichkeit, „aus der Ferne“ die 

Stromzufuhr zu begrenzen oder einzustellen 

(„Leistungsbegrenzung“ bzw. „Fernab-

schaltung“). Damit wird der Stromverbrauch 

zukünftig bei der Strom-Ablesung exakt festge-

stellt. Böse Überraschungen aufgrund von ho-

hen Nachzahlungen im Rahmen der Jahresab-

rechnung werden daher dann der Vergangen-

heit angehören.  

Die „intelligenten“ Zähler bringen aber auch 

größere Transparenz bezüglich des Stromver-

brauchs mit sich. Sie ermöglichen Konsumen-

tInnen große Stromfresser zu entlarven und ihr 

Konsumverhalten zu ändern und damit Strom-

kosten sparen. Das sind die wichtigsten Vorteile 

für KonsumentInnen des Smart Meters.  

Kann ein Smart Meter abgelehnt werden? 

Ja, die AK hat für KonsumentInnen das Recht 

zur Ablehnung durchgesetzt. Zwar werden die 

alten, elektromechanischen Ferraris-Strom-

zähler in den nächsten Jahren sukzessive durch 

DIE EINFÜHRUNG VON SMART METER   
ERSTE ERFAHRUNGEN AUS DER AK-HOTLINE  

Im Rahmen der Einführung des Smart Meter hat die Arbeiterkammer (AK) stets eine kritische aber kon-

struktive Position eingenommen. Kritisch sah die AK vor allem das ursprüngliche, überambitionierte Ziel 

einer Roll-Out-Quote von 95% bis 2019 und die damit verbundenen unklaren Regeln zum so genannten 

„Opt-Out“. Die AK hat sich aber stets lösungsorientiert in den Prozess des Smart Meter Roll-Outs einge-

bracht und sich insbesondere für ein hohes Datenschutzniveau eingesetzt.
1
 Eine zentrale Forderung der 

AK ist es, allen KonsumentInnen ein Recht auf Ablehnung der intelligenten Funktionen eines Smart Me-

ters zu gewähren.
2
 In einem Rechtsgutachten hat die AK die verfassungsrechtliche Notwendigkeit eines 

Opt-Outs aufgezeigt.
3
 Der Gesetzgeber hat schließlich darauf reagiert und in der „Novelle der intelligenten 

Messgeräte-Einführungsverordnung“ (IME-VO Novelle 2017) festgelegt, dass Netzbetreiber allen Strom-

kundInnen, die einen Smart Meter ablehnen, den Wunsch auf Opt-Out zu gewähren haben.  

Was sind Smart Meter? 

Smart Meter sind digitale Stromzähler, die im 

Gegensatz zu den alten, mechanischen Ferra-

ris-Stromzählern über eine Reihe neuer, 

„intelligenter“ Funktionen verfügen. Ein Smart 

Meter misst alle 15 Minuten den Stromver-

brauch in einem Haushalt und speichert diese 

Werte am Gerät. Über eine Kommunikations-

anbindung ist ein Smart Meter mit dem jeweili-

gen Netzbetreiber verbunden, und der Strom-

verbrauch wird täglich an den Netzbetreiber 

übertragen. Die Netzbetreiber können so mit-

tels „Fernablesung“ – das heißt ohne eine An-

wesenheit vor Ort – laufend den Stromver-

brauch feststellen. Zudem verfügen sie über 

Smart Meter sind digitale Stromzähler, 

welche den Stromverbrauch messen 

und über eine Kommunikationsanbin-

dung mit dem jeweiligen Netzbetreiber 

verbunden sind. 

1. Siedl, Sandra (2017) Smart Meter: Es braucht ein Ablehnungsrecht für Alle, Wirtschaftspolitik Standpunkte, 3: S.13-16, https://
emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC12370441_2017_27/13/. 

2. https://wien.arbeiterkammer.at/beratung/konsumentenschutz/datenschutz/Smart_Meter_Is_Watching_You.html. 

3. Ennöckl, Daniel (2017) SMART METER Anrechnung der digitalen Standardzähler (DSZ) an die Einführungsquote der intelligenten Messgeräte 

zur Schaffung einer konsumentInnenfreundlicheren Lösung, Arbeiterkammer Wien, abrufbar unter: https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/
studien/datenschutz/Gutachten_Smart_Meter.pdf. 

https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC12370441_2017_27/13/
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC12370441_2017_27/13/
https://wien.arbeiterkammer.at/beratung/konsumentenschutz/datenschutz/Smart_Meter_Is_Watching_You.html
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/studien/datenschutz/Gutachten_Smart_Meter.pdf
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/studien/datenschutz/Gutachten_Smart_Meter.pdf
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intelligente, digitale Stromzähler ausge-

tauscht, wer aber keinen Smart Meter will, 

kann diese „intelligenten“ Funktionen deakti-

vieren lassen (Opt-Out-Regelung).   

 

Das heißt: Das Gerät ist zwar das gleiche, 

digitale Stromzählermodell, allerdings werden 

keine Monats-, Tages- oder Viertelstunden-

werte gespeichert und übertragen. Auch 

Leistungsbegrenzung oder Fernabschaltung 

sind dann nicht möglich. Haben sich Konsu-

mentInnen für die Opt-Out-Variante entschie-

den, muss dies am Gerät klar erkennbar an-

gezeigt werden. Eine Ablesung der Ver-

brauchsdaten aus der Ferne erfolgt dann wie 

bisher zur Erstellung der Jahresabrechnung 

einmal jährlich oder im Falle von Preisände-

rungen für die Verbrauchsabgrenzung.   

Wann kann ein Smart Meter abgelehnt 

werden?  

Generell sind die Netzbetreiber verpflichtet, die 

KonsumentInnen rechtzeitig vom Zählertausch 

zu informieren. Die Wiener Netze haben dazu 

angekündigt, dass sie ihre NetzkundInnen vier 

bis sechs Wochen vor dem Zählertausch mit 

einem Schreiben informieren werden. Nach 

Erhalt dieses Informationsschreibens können 

die KonsumentInnen dem Netzbetreiber ihre 

Ablehnung bekannt geben. Der Netzbetreiber 

muss daraufhin die „intelligenten“ Funktionen 

am Messgerät nachweislich deaktivieren. 

Neues Serviceangebot: AK-Smart Meter-

Hotline 

Nachdem sich Fragen zum Smart Meter und 

den damit zusammenhängenden Rechten der 

KonsumentInnen häufen, hat sich die AK Wien 

entschlossen, eine eigene Smart Meter-Hotline 

ins Leben zu rufen. Seit Anfang Juli berät die 

AK Wien-Smart Meter-Hotline KonsumentIn-

nen zu allen Fragen rund um die Umstellung 

der alten Stromzähler auf Smart Meter. Sie ist 

immer Mo–Fr zwischen 08.00 und 20.00 Uhr 

unter der Tel. 0800 20 22 44 oder per E-Mail 

unter smart.meter@akwien.at erreichbar.  

Die AK hat das Recht für KonsumentIn-

nen durchgesetzt, die „intelligenten“ 

Funktionen – das Speichern und Über-

tragen von Verbrauchsdaten – abzu-

lehnen.  

Quelle: Eigene Darstellung 

31%
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5% Allgemeine Auskunft

Opt-Out

Ablehnung eines Smart Meters

Elektro-Smog
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Erste Erfahrungen der Hotline 

Die ersten Wochen des Betriebs der „AK 

Smart Meter-Hotline“ zeigen bereits im Vor-

feld und zum Start der Ausrollung des Smart 

Meter in Wien beginnend mit Anfang Novem-

ber 2018 ein reges Interesse der Konsumen-

tInnen. Die AK Wien geht davon aus, dass im 

Zuge der Ausrollung die Fragen zunehmen 

werden und die Nachfrage nach Information 

und Beratung weiter steigern wird.  

Nach aktuellem Stand (November 2018) kon-

zentriert sich der Großteil der Fragen rund um 

den Smart Meter vor allem auf die Möglich-

keit zur Ablehnung des Smart Meters bzw. 

wie „Opt-Out“ gewählt werden kann (47%) 

sowie allgemeine Informationen über die 

Funktionsweise der Smart Meter (31%). 6% 

der AnruferInnen lehnen den Smart Meter 

grundsätzlich ab, oder sie hatten Fragen zu 

gesundheitlichen Auswirkungen eines Smart 

Meters. 5% der AnruferInnen waren die da-

tenschutzrechtlichen Hintergründe ein Anlie-

gen. Die Abbildung (Seite 26) zeigt dazu die 

prozentuelle Fragenhäufigkeit grafisch aufbe-

reitet. 

Steigender Informationsbedarf  

Mit der voranschreitenden Ausrollung der 

Smart Meter in Wien – immerhin der zweitgröß-

ten deutschsprachigen Stadt Europas – wird 

auch der Informationsbedarf bei den Strom-

kundInnen steigen. Um KonsumentInnen über 

ihre Rechte zu informieren und allgemeine 

Auskünfte zu geben, wird die „AK Smart Meter 

Hotline“ während der Umstellungsphase als 

unabhängige Beratungsstelle für Fragen rund 

um den Smart Meter zur Verfügung stehen. 

Bei Ausrollung von Smart Meter in Wien 

ist mit einem steigenden Informations-

bedarf der KonsumentInnen zu rech-

nen. Deshalb bietet die AK Wien einen 

neuen Beratungsservice an – die AK 

Wien Smart Meter Hotline. 
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Um Trends abschätzen zu können, ist es aus 

dieser Perspektive notwendig, neben den tech-

nischen Potenzialen viel stärker auf die tatsäch-

lichen betrieblichen Strategien und Organisati-

onsmuster zu achten.  

 Wo geht es um Automation „um jeden 

Preis“?  

 Wo sehen wir eine Fortschreibung von 

Technologien, die mit der Informationsge-

sellschaft vor 30 Jahren Einzug hielten?  

 Wo dienen die Informations- und Kommuni-

kationstechnologien (IKT) primär dazu, rela-

tiv autonom agierende, qualifizierte Beschäf-

tigte zu unterstützen und ihnen mobile und 

flexible Arbeit zu ermöglichen?  

 Wo steht das Ziel im Vordergrund, die relati-

ve Autonomie der Arbeitenden mithilfe der 

Technik einzuschränken, Arbeit kleinteilig zu 

zerlegen, über Informationssysteme zu steu-

ern und rigide zu überwachen?  

 Inwiefern sollen Unternehmensgrenzen 

durch Digitalisierung noch durchlässiger in 

Richtung Dienstleisterfirmen und einzelne 

Werkvertragsnehmer/innen werden?  

Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion 

über die Digitalisierung war es daher das Ziel 

der von der AK finanzierten Studie 

„Entwicklungstrends digitaler Arbeit“ zu erfas-

sen, welche konkreten Technikanwendungen 

derzeit in den Betrieben vorangetrieben wer-

den. Die Forschungsarbeit konzentrierte sich 

auf den Dienstleistungssektor, Entwicklungen in 

Richtung Industrie 4.0 blieben also ausgespart. 

DIGITALISIERUNG ERWEITERT OPTIONEN  
AUF DEREN NUTZUNG KOMMT ES AN  

 

In der Diskussion über die Digitalisierung geht es vielfach darum, wie viele und welche Arbeitsplätze verlo-

ren gehen oder neu entstehen werden. Doch etwas allgemeiner betrachtet kann man sagen, dass sich 

mithilfe der Digitalisierung die Spielräume für die Gestaltung der Arbeit und der Unternehmensorganisati-

on ausweiten lassen, dass also zusätzliche Optionen entstehen. Dass mehr Aufgaben als bisher automa-

tisiert werden können, ist nur ein Aspekt davon. Andere sind die Neuausrichtung ganzer Geschäftsprozes-

se, die Veränderung der Arbeitsteilung oder die neuen technischen Grundlagen für die Kooperation zwi-

schen den Beschäftigten. Auch für die Auslagerung von Arbeit aus der Organisation und für eine neue 

räumliche Verteilung der Arbeit eröffnen Informations- und Kommunikationstechnologien und die Digitali-

sierung der Arbeitsmittel und -gegenstände immer neue Möglichkeiten.  

Als Ausgangspunkt für die vielfältigen Verän-

derungen am Arbeitsplatz wird in der Diskussi-

on über Digitalisierung meist die Technologie 

selbst gesehen. Ausgehend von der Technolo-

gie wird dann auf die möglichen Auswirkungen 

der Techniknutzung geschlossen. Kritische 

Stimmen (bspw. Wajcman, 2017) argumentie-

ren allerdings, dass die aktuell erwarteten Ver-

änderungen der Arbeitswelt zu stark den tech-

nologischen Entwicklungen alleine zugeschrie-

ben werden. Tatsächlich sind die Entwicklung 

und die Anwendung digitaler Technologien 

vielmehr ein Ergebnis von sozialen Prozessen 

(Edwards & Wajcman, 2005). Technologischer 

Wandel ist aus diesem Blick ein gesellschaft-

lich umkämpfter Prozess, dessen Richtung 

und Ausgang offen sind – technologische, 

ökonomische und soziale Aspekte haben Ein-

fluss darauf. Diese soziale Gestaltung von 

Technologie schließt sowohl bewusste als 

auch unbewusste Entscheidungen ein, die sich 

auf die tatsächliche Verwendungen (digitaler) 

Technologien auswirken (Williams & Edge, 

1996). Welche Technologien entwickelt und 

eingesetzt werden, ist schlussendlich vor allem 

auch eine politische Frage und geprägt von 

den Machtbeziehungen der AkteurInnen 

(Spencer, 2016).  

Entwicklung und Anwendung digitaler 

Technologien sind ein Ergebnis von so-

zialen Prozessen. 
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In einem ersten Schritt wurden ExpertInnen-

interviews und eine Fokusgruppe durchge-

führt, die Erfahrungen in folgenden Branchen 

zugänglich machten: Logistik, Telekommuni-

kation, Wirtschaftsprüfung und Unterneh-

mensberatung, Bankensektor, Gesundheits-

dienstleistungen, öffentliche Verwaltung und 

Softwaredienstleistungen. 

Die Einblicke erlaubten es, für österreichische 

Dienstleistungsorganisationen etwas genauer 

zu bestimmen, was die Betriebe im Unter-

schied zu den diversen „Hypes“ rund um die 

Digitalisierung tatsächlich beschäftigt und 

wie sich die Arbeit durch aktuelle Innovatio-

nen und Rationalisierungen verändert. Was 

bedeutet also Digitalisierung heute für Exper-

tInnen und Fachleute des Dienstleistungssek-

tors konkret? 

 Konkret verändern sich aktuell digitale 

Kommunikationsabläufe in Unternehmen. 

Es geht dabei vielfach um die Kommunika-

tion über mobile Endgeräte. Ebenso wich-

tig sind Veränderungen der unternehmens-

internen Kommunikation und Kooperation 

über Social Media-Anwendungen für den 

Unternehmenskontext.  

 Ortsunabhängiges Arbeiten wird auf zwei 

Ebenen beobachtet: Einerseits wird es 

durch mobile Kommunikationswerkzeuge 

möglich, außerhalb des Unternehmens zu 

arbeiten. Eine abnehmende Ortsgebun-

denheit von Tätigkeiten kann aber auch 

bedeuten, dass die Beschäftigten der ei-

nen Unternehmen von außen Zugriff auf IT

-Systeme der anderen Unternehmen, etwa 

von Kundenfirmen, bekommen und nicht 

mehr dort vor Ort arbeiten müssen.  

 Veränderungen im Arbeitsablauf entstehen 

durch Softwareanwendungen, über die 

Wissen kodifiziert und strukturiert werden 

kann. ERP-Systeme (Enterprise Resource 

Planning-Systeme dienen der Geschäfts-

ressourcenplanung) spielen hierbei eine 

wesentliche Rolle. Ist das für bestimmte 

Tätigkeiten erforderliche Wissen kodifiziert, 

also explizit gemacht und schriftlich fest-

gehalten, und sind die Abläufe standardi-

siert, können Aufgaben leichter automati-

siert werden. 

 Für die viel diskutierten Phänomene maschi-

nelles Lernen, Prozessautomatisierung und 

Künstliche Intelligenz gibt es in diesem 

Sample nur begrenzte Anwendungen. Aus 

einigen Unternehmen wird aber von Pilot-

projekten und konkreten Plänen berichtet. 

 Um Informationen und Daten über ein Un-

ternehmen und die Wertschöpfungskette 

hinweg verarbeitbar zu machen, werden IT-

Systeme zunehmend vernetzt und tauschen 

diese Daten (automatisiert) untereinander 

aus.  

 Auch Auslagerungen sind im Zusammen-

hang mit digitalen Technologien (wieder) ein 

Thema, allerdings lassen sich keine eindeu-

tigen Muster ableiten: Viele administrative 

Bereiche sind bereits ausgelagert, andere 

kommen als Insourcing wieder zurück ins 

Unternehmen und neue (Kern)Bereiche wer-

den für Outsourcing erschlossen. 

 In einigen Branchen ist Selbstbedienung 

durch KundInnen von wachsender Bedeu-

tung. KundInnen übernehmen dann Teile 

der Dienstleistungstätigkeiten selbst, bei-

spielsweise über Onlineportale. 

Ein nicht unerwartetes Ergebnis der Erhebung 

lautet: Nicht alle Branchen, Betriebe und Un-

ternehmensfunktionen finden sich gleicherma-

ßen und in gleicher Art und Weise im Sog der 

Digitalisierung. Die Veränderungen durch Infor-

mations- und Kommunikationstechnologien in 

Unternehmen und Organisationen im Dienst-

leistungsbereich haben nämlich viele Facetten. 

Werden in einigen Bereichen fortgeschrittene 

und umwälzende Technologien, etwa Künstli-

che Intelligenz oder maschinelles Lernen er-

probt, so liegt der Schwerpunkt in anderen bei 

der Weiterentwicklung und Vernetzung der 

bisherigen betrieblichen Informationstechnik. 

In Verbindung damit kann die Arbeit der Be-

schäftigten tiefgreifend betroffen sein (etwa 

dadurch, dass der bisherige Arbeitsplatz mehr 

oder weniger wegfällt) oder bei einer Neuerung 

der Programme und digitalen Werkzeuge im 

Kern unverändert bleiben.  

Die Erhebung macht sehr deutlich, dass die 

Digitalisierung die Optionen der Unternehmen 

für die Gestaltung der Geschäftsprozesse, der 

Arbeitsorganisation und der Arbeitstätigkeiten 

erheblich erweitert. Social-Media-Anwen-

dungen für Unternehmen eröffnen neue Mög-

lichkeiten der Kooperation zwischen den Be-

schäftigten; einzelne (Teil)Aufgaben können 

automatisiert oder in andere Bereiche oder 

Unternehmen verschoben werden; Tätigkeiten 

verändern sich durch den Einsatz von IKT in-

haltlich und werden vereinfacht und standardi-

Um Trends abschätzen zu können, ist 

notwendig, neben den technischen Po-

tenzialen viel stärker auf die tatsächli-

chen betrieblichen Strategien und Or-

ganisationsmuster zu achten. 
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siert; neue Aufgabenfelder entstehen und 

Tätigkeiten kommen hinzu.  

Die Digitalisierung von Information in Verbin-

dung mit elektronischer Vernetzung weitet 

insbesondere die Optionen für die zeitliche 

und räumliche Gestaltung von Arbeit aus. In 

diesem Zusammenhang ist häufig die Rede 

davon, dass Beschäftigte nunmehr an ver-

schiedenen Orten arbeiten können und die 

Erwerbsarbeit eine zeitliche Entgrenzung 

erfährt (z.B. Börner et al., 2017). Darin sind 

zweifelsohne zentrale Auswirkungen der Digi-

talisierung zu erkennen. Doch wie die Hinwei-

se unserer Befragten sehr deutlich zeigen, 

gehen die Wirkungen weit darüber hinaus: Es 

geht um zeitliche, räumliche und organisato-

rische Optionen, dies es erlauben, die bishe-

rigen Arbeitsformen umzukrempeln. Dabei ist 

die Richtung der Entwicklung der Arbeit nicht 

festgelegt: Wenn WirtschaftsprüferInnen oder 

BetriebsberaterInnen nunmehr häufiger im 

eigenen Büro (und nicht mehr im Kundenun-

ternehmen) arbeiten, weil sie von außen auf 

die Datenbanken der Kundenunternehmen 

zugreifen können, bedeutet das weniger und 

nicht mehr mobile Arbeit. 

Auch zeitigen nicht notwendigerweise die 

spektakulärsten technischen Neuerungen, 

etwa künstliche Intelligenz oder Maschinen-

lernen, in der nächsten Zeit die größten Aus-

wirkungen auf die Arbeit, sondern möglicher-

weise die (technisch) eher unscheinbaren Wei-

terentwicklungen oder neuartigen Vernetzun-

gen (siehe dazu auch: Valenduc & Vendramin, 

2017). Mehr noch: Nachdem ja nicht die Tech-

nik die Art der Anwendung, die Organisation 

und die Arbeitsfolgen bestimmt, kommt es vor 

allem darauf an, wie die wachsenden Optionen 

von den Unternehmen konkret genutzt werden. 

Um es an einem Beispiel festzumachen, das 

uns die Befragten gegeben haben: In einem 

Fall wurde die Lohnverrechnung eines Unter-

nehmens in ein Büro nahe an die Wohnorte der 

Beschäftigten verlegt, damit diese Wegzeiten 

sparen, aber nicht ihre Sozialkontakte verlie-

ren, wie dies bei Teleheimarbeit der Fall wäre. 

Welche Optionen sich aufgrund technischer 

Möglichkeiten für die Gestaltung von Arbeit im 

Betrieb auftun und wie sie mit welchen Konse-

quenzen genutzt werden, ist eine komplexe 

Frage, die im Einzelfall geklärt werden muss. 

Die neueste Technik sagt uns sehr wenig über 

die Zukunft der Arbeit.  

Welche Optionen sich aufgrund techni-

scher Möglichkeiten für die Gestaltung 

von Arbeit im Betrieb auftun und wie sie 

mit welchen Konsequenzen genutzt 

werden, ist eine komplexe Frage, die im 

Einzelfall geklärt werden muss. 
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muss. Das führt zu Stress, insbesondere, weil 

der Arbeitsdruck hoch ist und man einem stän-

digen Monitoring unterliegt. Die physische und 

psychische Belastung steigt mit zunehmendem 

Verkehr, der Suche nach Parkplätzen, der Ein-

haltung der Straßenverkehrsordnung (auch hin-

sichtlich rechtskonform geführter Telefonate), 

mit körperlichen Belastungen durch das Heben 

und Tragen oder auch durch Schwierigkeiten 

bei der Auffindbarkeit der AdressatInnen, also 

der KundInnen vor Ort.  

Die Bandbreite der Beschäftigungsformen bei 

grundsätzlich gleicher Tätigkeit ist groß; sie 

reicht von unselbständig vollzeit- bzw. teilzeit-

beschäftigt, beschäftigt in der Stammbeleg-

schaft oder in der Leiharbeit bis hin zur Selb-

ständigkeit. Die Zustellunternehmen gehören 

verschiedenen Branchen an, und es sind daher 

für die unselbständig Beschäftigten auch unter-

schiedliche Kollektivverträge anzuwenden. Im 

Postbereich gelten, je nach Eintrittsdatum, das 

Beamtendienstrecht bzw. der jeweilige Kollek-

tivvertrag. Für andere Unternehmen gelangen 

die Kollektivverträge für Güterbeförderung und 

Kleintransportgewerbe oder auch Leiharbeit zur 

Anwendung.  

PAKETDIENSTE & DIE LETZTE MEILE  

DES PAKETES AUF DEM WEG ZU VERBRAUCHERiNNEN   
EINE ANALYSE DER ARBEITSWELT, DER BRANCHENSTRUK-

TUR UND DIE PAKETZUSTELLUNG IM TEST 

Der Onlinehandel und Fernabsatz boomt! Mit der starken Zunahme des Versandhandels steigt auch die 

Bedeutung der Paketzustelldienste. Eine Studie der Arbeiterkammer Steiermark hat den Logistik- und 

Zustellmarkt, die Arbeitsbedingungen und die Qualität der Zustellung untersucht und kommt zu einem 

ernüchternden Ergebnis: KonsumentInnen sind mit Qualitätsmängeln konfrontiert, und die Liberalisie-

rung der Paketzustelldienste führt zu einem beinharten Konkurrenzkampf unter den Anbietern, der nicht 

selten unzumutbare Bedingungen für die ZustellerInnen zur Folge hat. 

Der Paketmarkt in Österreich ist charakterisiert 

durch starkes Wachstum in Anzahl und Um-

satz. So wurden im Jahr 2017 208 Millionen 

Pakete, 27 Millionen mehr als 2016, transpor-

tiert. Das sind Zuwächse, je nach Paketgröße, 

zwischen 10% und 17,5%, mit besonders 

starkem Wachstum im vierten Quartal. Der 

Paketmarkt wächst, der Umsatz je Stück aber 

sinkt. 

Die Paketbranche und die  

Arbeitsbedingungen 

Die Branche ist geteilt in oben und unten. 

Oben stehen der Universaldienstleister Post 

und die globalen Logistikkonzerne GLS, DPD, 

DHL, UPS, TNT, FedEx bzw. Hermes, die 

überregional tätig sind. Unten mit der konkre-

ten Zustellung auf der letzten Meile von den 

Großen beauftragt, befinden sich eine größere 

Anzahl von Sub- bzw. Sub-Subunternehmen, 

wobei die Post etwa 50% der Pakete via Uni-

versaldienst bzw. Paket- und Logistikdivision 

zustellt. Es handelt sich also um einen Markt, 

bei welchem ein Oligopol auf der überregiona-

len Ebene tätig ist, während die konkrete, indi-

viduelle Zustellung von einer Vielzahl an Klein- 

bis Kleinstunternehmen durchgeführt wird, die 

sich auf ihrer Ebene stark konkurrenzieren.  

Die Studienergebnisse zeigten, dass ein Pa-

ketzusteller auf der letzten Meile täglich zwi-

schen 130 und 150 Paketen zustellen muss, 

was bei einem Normalarbeitszeitverhältnis 

bedeutet, dass zumindest rund alle 3,2 Minu-

ten ein Paket dem Kunden übergeben werden 

Der internationale Paketzustellmarkt ist 

oligopolistisch von einigen wenigen Gro-

ßen bestimmt, während regional die 

individuelle Zustellung auf der letzten 

Meile von einer Vielzahl an Klein- bis 

Kleinstunternehmen durchgeführt wird.  
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Wie der Markt insgesamt sind auch die Rah-

menbedingungen der ArbeitnehmerInnen 

uneinheitlich, weil die Arbeitsbedingungen 

substanziell von der Position des Arbeitge-

bers in der Logistikkette abhängen. Während 

bei der Post und den Logistikkonzernen 

selbst die Arbeitsbedingungen geregelt und 

vergleichsweise gut sind, herrschen bei den 

Subunternehmen ein raues Klima und 

schlechte Arbeitsbedingungen. 

Den Subunternehmen werden ihre Zustelltou-

ren von den Logistikkonzernen vorgegeben, 

und – bis auf eine Ausnahme – sind in der 

Steiermark alle nur für einen Logistikkonzern 

tätig. Dies lässt massive Zweifel über das 

tatsächliche Vorliegen einer wirtschaftlichen 

Selbständigkeit und die Möglichkeit einer 

unternehmerischen Gestaltung aufkommen. 

Während sich die Logistikkonzerne, ob des 

starken Wachstums steigender Gewinne er-

freuen, herrscht im Bereich der Subunterneh-

men wirtschaftlicher Überlebenskampf und 

hohe Fluktuation. Trotz des Beschäftigungs-

wachstums insgesamt gibt es bei vielen die-

ser kleinen Unternehmen gleichzeitig Be-

schäftigungsabbau und auch Schließungen, 

da sich die unterschiedlichen Auftragslagen 

offensichtlich rasch und direkt auf die Subun-

ternehmen und deren Beschäftigte auswir-

ken. Viele ArbeitnehmerInnen sind vor allem 

auch aufgrund geringer Qualifikation und/

oder fehlender sozialer Anbindung mangels 

Alternativen dazu gezwungen diese Arbeiten 

anzunehmen. Sie müssen einem hohen Wett-

bewerbsdruck standhalten und die schlech-

ten Arbeitsbedingungen ertragen, um ihren 

Lebensunterhalt halbwegs bestreiten zu kön-

nen. Aber nicht nur auf die Arbeitsbedingun-

gen wirkt sich der Effizienzdruck negativ aus, 

sondern ebenso auf die Qualität der Dienst-

leitung.  

Der Konsumententest 

Aus VerbraucherInnensicht stellt sich die 

Frage, wie die Paketzustellung in der Praxis 

funktioniert. Um dies herauszufinden, wurde 

der VKI beauftragt, bei diversen Online-

Shops Warenbestellungen durchzuführen 

und diese Pakete wurden durch fünf Paket-

diensteanbieter (konkret DHL, DPD, GLS, 

Post und UPS) an Testpersonen zugestellt. 

Dabei wurden unterschiedliche realitätsbezo-

gene Szenarien angewendet. Die insgesamt 

150 Geschäftsfälle wurden in Hinblick darauf 

analysiert, ob überhaupt ein Zustellversuch 

unternommen wurde, ob eine Hinterlegung 

erfolgte, welcher Hinterlegungsort (am 

Grundstück bzw. vor der Haustür, beim Nach-

barn oder im Paketshop) gewählt wurde und 

schließlich, ob es diesbezüglich eine Benach-

richtigung gab.  

Das Ergebnis: Nur etwa 10% der beobachte-

ten und analysierten Zustellungen waren feh-

lerfrei. Bei fast 90% der Zustellungen gab es 

kleine bis grobe Mängel. Sei es, dass kein Zu-

stellversuch unternommen wurde, Pakete ein-

fach irgendwo abgelegt wurden oder Pakete 

an weit entfernten Orten abzuholen waren. 

Problematisch war vor allem, dass oft Zustell-

versuche gar nicht unternommen und die Pa-

kete gleich hinterlegt wurden. In einigen Fällen 

wurde nicht einmal eine Benachrichtigung hin-

terlassen – für KonsumentInnen besonders 

ärgerlich bzw. problematisch. 

In der detaillierten Analyse schnitt die Post bei 

der Zustellung am besten ab (fast durchwegs 

wurde ein Paketzustellversuch unternommen). 

Die anderen Zustellunternehmen unterließen 

dies oft und hinterlegten öfters bzw. unternah-

men einen zweiten Zustellversuch. Hinsichtlich 

der Hinterlegung ist festzuhalten, dass man 

von dieser in der Regel auch benachrichtigt 

wird. Allerdings ist es aus KonsumentInnen-

sicht problematisch, wenn fast die Hälfte der 

Pakete „am Grundstück“ oder „vor der Tür“ 

hinterlegt werden und keine Benachrichtigung 

hinterlassen wird, falls das Paket aus welchen 

Gründen auch immer abhandenkommen sollte. 

Die KundInnen wissen dann nicht einmal, dass 

ein Paket hinterlegt wurde. Auch die benach-

richtigungslose Hinterlegung bei den Nachbarn 

oder im Paketshop kann zu Irritationen führen. 

Ausblick und Fazit 

Auch auf europäischer Ebene ist man sich der 

Bedeutung des Fernabsatzes bewusst, beklagt 

aber die im grenzüberschreitenden Handel im 

Vergleich zum Binnenhandel höheren Tarife. 

Dazu sieht eine ab 2019 in Kraft tretende Ver-

ordnung Regelungen über mehr Transparenz 

und eine diesbezügliche Regulierungsaufsicht 

vor, um VerbraucherInnen und Kleinunterneh-

men eine bessere Übersicht zu ermöglichen. 

Zudem gibt sie den nationalen Regulierungs-

behörden die Möglichkeit zu prüfen, ob die 

Der zunehmende Effizienzdruck ver-

schlechtert die Zustellqualität und führt 

zu einer weiteren Erosion der Arbeitsbe-

dingungen für die ZustellerInnen. 
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grenzüberschreitenden Tarife im Vergleich zu 

den zugrundeliegenden Kosten unverhältnis-

mäßig hoch sind. Transparenz ist aus Sicht 

der VerbraucherInnen zwar gut und wün-

schenswert, allerdings ist dabei zu bedenken, 

dass etwaig sinkende Preise auf den Umsatz 

und damit auf die Gewinne der Branche drü-

cken und somit weitere Rationalisierungs-

maßnahmen insbesondere auf dem Rücken 

der ZustellerInnen auf der letzten Meile zu 

befürchten sind. 

Dieser Befund führt ohne Gegensteuerung zu 

einer weiteren Erosion in der Arbeitswelt der 

PaketzustellerInnen, wie etwa noch höherer 

Anteil von Teilzeitbeschäftigten und Leasing-

personal, noch höherer Arbeits- und auch 

Lohndruck. Aus interessenpolitischer Sicht 

muss die Forderung abgeleitet werden, dass 

sich die Branche beim Einkommen und den 

Arbeitsbedingungen nach oben orientieren 

soll und nicht nach unten. Dazu gehört auch 

die Anhebung des Lohnniveaus. In diesem 

Zusammenhang wird auf die Forderung des 

ÖGB nach einem Mindestlohn von 1.700 € 

brutto verwiesen. 

Ein Denkansatz wäre überdies, dem „aufge-

zwungenen Kleinunternehmertum“ einen Rie-

gel vorzuschieben, indem verstärkt bei strik-

ten Handlungsanweisungen und starken Ab-

hängigkeiten vom Auftraggeber, also bei 

maßgeblichem Einfluss auf die Arbeitsbedin-

gungen, seitens der Behörde eine Arbeitneh-

mereigenschaft mit den sich daraus ergeben-

den Folgen festgestellt wird. Einige aktuelle 

Entscheidungen der Finanzbehörden zeigen 

bereits in diese Richtung. 

Eine Möglichkeit wäre eine generelle System-

reform in der Paketzustellung, die eine deutli-

che Verbesserung nach sich zieht. Angesichts 

dessen, dass einige wenige große Player in 

Europa an der Spitze stehen, ist es nahelie-

gend, sie für die Situation aller Beschäftigten 

im ganzen Zustellungsprozess verantwortlich 

zu machen. Dazu bedarf es allerdings neuer 

gesetzlicher Regelungen, wie es sie bereits 

ansatzweise in der Baubranche (Generalunter-

nehmerhaftung, Anti-Dumping-Bekämpfung, 

Kontrollen etc.) gibt.  

In Ergänzung dazu wäre es hilfreich, eine bes-

sere Datenbasis über die Branche zu schaffen. 

Man könnte hier beispielsweise bei der Regu-

lierungsbehörde RTR ansetzen, die bereits 

Daten über das Paketvolumen erhebt. Für ei-

nen konsistenten Blick auf die Branche und 

deren Entwicklungen wären zusätzlich Daten 

zu den Beschäftigten und den Subunterneh-

men und ihren Arbeitsbedingungen – Anzahl 

und Gewicht der Pakete pro Tag, Länge der 

Touren und Arbeits- und Ruhezeiten, Fahrtzei-

ten –  unerlässlich. Weiters ist es auch überle-

genswert, einen Tachographen auch bei Klein-

transporteuren verpflichtend einzuführen. 

Der Praxistest des VKI zeigte, dass die Zustell-

qualität nicht über die Branche hinweg gleich 

schlecht ist. Und beim Testsieger Post sind die 

Arbeitsbedingungen vergleichsweise besser. 

Das legt den Schluss nahe, dass es eine Ver-

bindung zwischen Zustellqualität und Arbeits-

bedingungen gibt. Daher gilt es, die Arbeitsbe-

dingungen nach oben zu orientieren und zwar 

sowohl aus ArbeitnehmerInnen- und Verbrau-

cherInnensicht. 

Paketdienste und die letzte Meile des Paketes auf 

dem Weg zum Verbraucher  
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Neben den auf der Hand liegenden, zentralen 

Fragen zu Verteilung, Arbeitsbedingungen und 

Bildungschancen wurde auch auf eine Vielzahl 

anderer Bereiche eingegangen, die bisher kaum 

im Fokus der öffentlichen Debatte stehen, zum 

Beispiel die häufig unbeantwortete Frage: Was 

kann und soll konkret auf betrieblicher oder 

kommunaler Ebene, in Vereinen, Gewerkschaf-

ten, in der Wissenschaft oder in der Zivilgesell-

schaft unternommen werden, um dem Gestal-

tungsanspruch gerecht zu werden? In Beispiel-

projekten wurde diese Thematik aufgegriffen. 

Damit diente die Veranstaltung auch als Auftakt 

für die Verkündung des AK-Projektfonds. Der 

„AK-Projektfonds Arbeit 4.0“ ist wesentliche 

Komponente der Digitalisierungsoffensive des 

Zukunftsprogramms der Arbeiterkammer und 

soll als solcher Projekte zur Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen mittels digitaler Technolo-

gien unterstützen und finanzieren. Die während 

der Veranstaltung vorgestellten Projekte sollten 

als innovative Anregungen für Einreichungen 

von Projekten in diesem neuen Fonds dienen. 

Im Folgenden, sollen nun einige Projekte zu den 

unterschiedlichen Themengebieten vorgestellt 

werden.   

DIGITAL WORKS 4 PEOPLE 
EUROPÄISCHE KONFERENZ ZU ARBEIT  

IN DER DIGITALEN WELT 

Die Digitalisierung muss so gestaltet werden, dass nicht nur eine kleine Elite, sondern alle profitieren. 

Dabei geht es um Verteilungsfragen, Arbeitsbedingungen und Bildungschancen.  

In einer innovativen und aufwendig inszenierten Veranstaltung wurde am 22. Oktober 2018 eine Vielzahl 

von Digitalisierungsprojekten aus ganz Europa vorgestellt. In kleinen Gruppen konnten die insgesamt 

knapp 180 TeilnehmerInnen der Veranstaltung einige der 17 Projekte entdecken und ihre InitiatorInnen 

kennenlernen.  

Auf diese erste Entdeckungstour von einer 

Projektinsel zu einer zweiten, folgte die Eröff-

nungsrede von Präsidentin Renate Anderl und 

eine Interviewrunde mit dem italienischen 

Staatssekretär für Arbeit und Soziales Claudio 

Commenardi, der Gewerkschaftssekretärin 

des ETUC Esther Lynch und dem ehemaligen 

Sozialminister Alois Stöger. Rede und Inter-

view fanden in einer zentral im Odeon Theater 

errichteten zweiseitigen Bühne, welche in An-

lehnung an das britische House of Commons 

entworfen worden war, statt. Auf diese offiziel-

le Eröffnung folgten in Kleingruppen durchge-

führte Diskussionen entlang der Themen: Mit-

bestimmung, Weiterbildung und Arbeitsbedin-

gungen. Einer Debatte unter ExpertInnen folgte 

als inhaltlicher Abschluss der Veranstaltung 

eine reflektierende Podiumsdiskussion. 

In seiner Gesamtheit verfolgte die Veranstal-

tung das Ziel, BetriebsrätInnen, Gewerkschaf-

terInnen, PolitikerInnen, Unternehmensvertre-

terInnen und ExpertInnen aus ganz Europa 

zusammenzuführen, um einen Austausch rund 

um die Gestaltung des technologischen Wan-

dels, unterstützt durch konkrete Ansätze der 

Pionierprojekte, zu ermöglichen. 
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Einige vorgestellte Projekte 

Partizipation und Mitbestimmung 

Mitbestimmung PLUS ist ein Projekt der Un-

ternehmensleitung und des Betriebsrats der 

Deutschen Bahn zur Schaffung einer Platt-

form zur MitarbeiterInnenbeteiligung. Dabei 

geht es um Ideenvorschläge an die Unterneh-

mensführung im Allgemeinen und zu Formen 

der Zusammenarbeit, Digitalisierung und 

direkten Mitbestimmung im Speziellen. Ziel 

ist die Weiterentwicklung des Verhältnisses 

der betrieblichen Sozialpartner unter Einbin-

dung aller Betriebsmitglieder. 

Der Energieversorger GASAG hat gemeinsam 

mit dem Konzernbetriebsrat eine „lebende 

Konzernbetriebsvereinbarung“ ins Leben 

gerufen. Dabei handelt es sich um eine 

„Interne Crowdsourcing“-Plattform, welche 

ein innovatives Aushandlungsmodell im Un-

ternehmen ermöglicht. 

Arbeitsorganisation 

Technische Innovationen 

müssen von sozialen Inno-

vationen begleitet werden, 

um die Neugestaltung der 

Arbeitsorganisation im Sinne 

der dort Beschäftigten zu 

gestalten.  

Die South West Ambulance 

Service Foundation Trust 

hat gemeinsam mit dem IT-

Dienstleister Working Time 

Solutions ein Schichtbe-

triebsplanungstool einge-

führt, welches Arbeitnehme-

rInnen-Bedürfnisse in die Planung integriert 

und damit die Zeitautonomie steigert. 

Die Swisscom hat mit „Work Smart“ ein Pro-

jekt der Schweizer Wirtschaft umgesetzt, wel-

ches das Ziel verfolgt, den eignen Führungsstil 

an die Auswirkungen der Digitalisierung, auf 

das Arbeitsumfeld anzupassen, kollaborative 

Zusammenarbeit über eine digitale Toolbox 

fördert, aber MitarbeiterInnen auch ein Recht 

auf Nichterreichbarkeit einräumt und darüber 

hinaus umfassende Richtlinien für mobiles 

Arbeiten definiert. 

Qualifikation und Weiterbildung 

„xStarters“ ist ein Projekt des Volkswagenkon-

zerns, das jungen Menschen (14-19 Jahre) 

mittels Online-Plattform digitale Kompetenzen 

vermittelt, Hilfestellung zum Aufbau konkreter 

digitaler Kompetenzen gibt und Ideen für digi-

tale und soziale Innovationen fördert. 

Die strategisch vorrausschauende, innerbe-

triebliche Weiterbildung zur Qualifizierung der 

Belegschaft für zukünftige Anforderungen, ist 

auch der ASFINAG ein Anliegen. Dieses Pro-

jekt zeigt, wie ein Konzern die Veränderung der 

Arbeitsanforderungen frühzeitig erkennt und 

seine MitarbeiterInnen entsprechend vorberei-

tet. Besonders entscheidend dabei wäre die 

Einbindung der Belegschaft und ihrer Vertrete-

rInnen. 

Plattformarbeit / Crowdwork 

Damit die Arbeitsteilung über Plattformen nicht 

zu prekären Arbeitsverhältnissen führt, in dem 

unternehmerisches Risiko übertragen und Ar-

beitsaufgaben immer kleinteiliger und schlech-

ter bezahlt werden, gilt es aufzuklären, zu ver-
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netzen und organisieren (siehe Fair-

Crowd.Work), gewerkschaftliche Kollektivver-

träge mit den PlattformbetreiberInnen auszu-

handeln (siehe Hilfr.dk) oder für die Einperso-

nenunternehmen genossenschaftliche Platt-

formkooperativen aufzubauen (z.B. smartEU). 

„FairCrowd.Work“ ist eine europaweite Platt-

form von AK, ÖGB, Unionen und IG Metall 

zur Vernetzung von CrowdworkerInnen mit 

dem Ziel der Verbesserung von Arbeitsbedin-

gungen und Transparenz. 

Diese und viele weitere Beispiele gibt es be-

reits. Es gilt, sie aufzugreifen, zu verbessern 

und weiterzuentwickeln, um neue Ideen zu 

ergänzen und überall dort zu implementieren, 

wo sie einen positiven Beitrag zur Technikge-

staltung und Einbindung leisten können. Die-

sem Vorhaben hat sich die AK auch unter an-

derem mit dem Projektfonds Arbeit 4.0 ver-

schrieben, der durch finanzielle und strukturel-

le Unterstützung zur aktiven Technikgestaltung 

beitragen und damit möglichst viele Menschen 

erreichen möchte.  


